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Dagmar Hartge 
Landesbeauftragte für den Datenschutz  
und für das Recht auf Akteneinsicht Brandenburg 
 
 
Eröffnung 
 
 
Sehr geehrter Herr Minister Dr. Woidke, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wenn Sie heute Morgen eine Zeitung aufgeschlagen oder Nach-
richten gehört haben, wird sich mit Sicherheit eine Nachricht mit 
Fragen des Umweltschutzes befasst haben. Schon seit Jahren sind 
Klimaschutz, erneuerbare Energien, Emissionen und Immissionen – 
um nur einige Beispiele zu nennen – Themen, die auch aus den 
Nachrichten nicht mehr wegzudenken sind. Immer mehr Menschen 
beschäftigten sich über das Wesen der Nachrichten hinaus mit dem 
Thema „Umwelt“; und wer hier Interesse hat oder sich engagieren 
will, braucht eines: Umweltinformationen! 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
 
ich freue mich deshalb ganz besonders, Sie bei so einem aktuellen 
Thema hier heute auch im Namen meiner Mitveranstalter, der 
Alcatel-Lucent Stiftung für Kommunikationsforschung und der 
Deutschen Gesellschaft für Recht und Informatik, begrüßen zu kön-
nen. Gefördert wird unser 6. Internationales Symposium mit dem 
Titel „Zugang zu Umweltinformationen – Informationsfreiheit für den 
Umweltschutz?“ durch die Deutsche Bundesstiftung Umwelt und 
unterstützt durch das Unabhängige Institut für Umweltfragen.  
 
Das Recht auf Zugang zu Umweltinformationen ist mittlerweile nicht 
mehr ganz neu. Auf die europäische Umweltinformationsrichtlinie 
folgten die Aarhus-Konvention sowie nationale Umsetzungsgesetze 
in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Informationsfrei-
heitsgesetze oder das deutsche Verbraucherinformationsgesetz 
stehen als weitere Transparenzgesetze neben den Umwelt-
informationsgesetzen. Auch immer mehr Umweltportale im Internet 
stehen als Informationsquellen zu Umweltthemen zur Verfügung. 
Wenn es so viele Möglichkeiten auf Zugang zu Umwelt-
informationen gibt, wollen wir hier einmal hinterfragen, wie gut der 
Zugang zu den Umweltinformationen in der Praxis tatsächlich 



funktioniert. Wir wollen nach einem nochmaligen Blick auf die 
Rechtsgrundlagen die Praxis in den Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union beleuchten. Wie wirken sich unterschiedliche 
Umsetzungsmodelle der Umweltinformationsrichtlinie aus? Welche 
Bedeutung kommt der Rechtsprechung in diesem Zusammenhang 
zu? Was leisten Umweltinformationssysteme im Hinblick auf Ver-
öffentlichungspflichten? Was nützt das Umweltinformationsrecht 
den Umweltverbänden und den Journalisten? – Das sind nur einige 
Fragestellungen, die hier diskutiert werden.  
 
Ich freue mich, zu all diesen Themen hier heute kompetente 
Expertinnen und Experten begrüßen zu dürfen, die uns an ihrem 
Wissen teilhaben lassen werden und uns vielleicht das eine oder 
andere Mal einen neuen Blickwinkel auf die Fragestellungen geben 
werden. Der Austausch über die Umsetzungen der Transparenz-
richtlinie in anderen EU-Mitgliedsstaaten kann durchaus auch zu 
mehr Transparenz im eigenen Land ermutigen. Am Ende aber kann 
Transparenz nicht verordnet werden; sie muss gewollt sein.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
 
ich wünsche uns allen zwei informative Symposiumstage. Lassen 
Sie uns die Chance nutzen, hier Erfahrungen auszutauschen und 
vielleicht Ideen für die Weiterentwicklung der Transparenz mit zu 
nehmen. 



Dr. Dietmar Woidke 
Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz 
des Landes Brandenburg 
 
Es gilt das gesprochene Wort! 
 
 
Grußwort 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ab und an hilft ein Blick zurück: Der Mauerfall liegt im Herbst genau 20 
Jahre zurück. Vor nicht einmal einer Generation gehörte diese Stadt zu 
einem Land, in dem Umweltinformationen den Rang von Staatsgeheim-
nissen hatten. 
 
Man erinnere sich: Die DDR hatte zwar ein Umweltministerium, wenn 
von dort aber Trends und Statistiken kamen, dann waren sie meist 
hochgradig frisiert. 
 
Die von der führenden Partei ausgegebenen Planwirtschaftsziele durften 
nicht durch Negativschlagzeilen aus der Umweltszene in Frage gestellt 
werden, auch wenn DDR-Bürgerinnen und Bürger allenthalben mit 
bröckelnden Fassaden, Rauchschwaden oder Geruch konfrontiert 
wurden. Wenn es um Umweltschäden der beiden auf DDR-Territorium 
stationierten Armeen ging – der NVA und der Sowjetarmee – ging, dann 
waren ehrliche Analysen ebenfalls nicht gefragt. 
 
Es waren letztlich kleine, aber engagierte Umweltgruppen, die dennoch 
immer wieder den Finger auf die Wunden legten und Umwelt-
informationen zusammentrugen in der Hoffnung, doch etwas zu er-
reichen. 
 
Gerade auch im Land Brandenburg engagierten sich Menschen in den 
Umweltgruppen des Kulturbunds der DDR und der Kirchen. Diese 
Umweltgruppen sind eine der Keimzellen der Bürgerbewegung, die 1989 
die demokratische Wende eingeleitet hat. 
 
Aus heutiger Sicht lässt sich sagen, dass aus diesen Gruppen viele von 
denen rekrutiert wurden, die nach 1990 politische Verantwortung für das 
wiedererstandene Land Brandenburg übernommen haben. 
 



Aus dieser Traditionslinie heraus ist insbesondere das Ministerium ent-
standen, dem ich heute vorstehe.  
 
Aus dieser Tradition heraus ist es aber auch für uns essenziell, dass 
Umweltinformationen verfügbar gemacht werden. Das ist nicht nur eine 
Frage des Datenschutzes beziehungsweise des Umgangs mit Daten. 
 
Umweltinformationen müssen in einen breiten gesellschaftlichen Diskurs 
eingespeist werden, den wir darüber führen müssen, wie wir unsere Welt 
kommenden Generationen übergeben wollen. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
als Land haben wir unsere Hausaufgaben erledigt und Grundlagen des 
Umweltinformationsrechts geschaffen.  
 
Das unter unserer Federführung erarbeitete Umweltinformationsgesetz 
des Landes Brandenburg wurde im März 2007 erlassen, nachdem das 
ursprünglich geltende Bundes-Umweltinformationsgesetz seit der neuen 
Fassung von Anfang 2005 nicht mehr für die Länder galt.  
 
Erwähnenswert ist, dass dieses neue Landesgesetz eigentlich nicht als 
dauerhafte gesetzliche Lösung vorgesehen war und deshalb zunächst 
auf knapp zwei Jahre befristet wurde.  
 
Hintergrund hierfür war die Idee, das allgemeine Akteneinsichts- und 
Informationszugangsrecht und das Umweltinformationsrecht in einem 
Gesetz zusammenzufassen. Die Zielstellung war, durch die inhaltliche 
Harmonisierung eine Rechtsvereinfachung und die bessere Anwendbar-
keit zu erreichen. Leider sind wir noch nicht soweit. 
 
In Anbetracht der unterschiedlichen systematischen Zusammenhänge 
und bestehender Wertungsunterschiede hat sich dieses Projekt – jeden-
falls bislang – als nicht realisierbar erwiesen.  
 
Damit ist Brandenburg sozusagen im „Klub“ derjenigen, die sich erst 
einmal mit dem bestehenden Nebeneinander der verschiedenen Zu-
gangsrechte so oder so arrangiert haben. In Berlin wurden die 
Regelungen allerdings in einem Gesamtgesetz zusammengefasst. 
 
Naheliegenderweise hat vor allem eine Umweltverwaltung erheblichen 
Einfluss auch auf die Verwaltung von Umweltinformationen.  
 



Beispielsweise verfügen die Abfallwirtschaftsbehörden, die Wasser-
behörden, die Naturschutzbehörden, das Landesumweltamt oder der 
Landesbetrieb Forst über die maßgeblichen Umweltinformationen mit 
Regional- und Lokalbezug. Hierzu wird es, wie ich gelesen habe, auf 
diesem Symposium noch Fachbeiträge geben. 
 
Aufgrund der ebenfalls in meinem Hause angesiedelten Bereiche Land-
wirtschaft, Ländliche Entwicklung und Verbraucherschutz reichen unsere 
Vollzugserfahrungen über das, was Umweltinformationsrecht regelt, 
hinaus.  
 
Ich möchte Ihr Augenmerk nun auf einige, wie ich meine, interessante 
Beispiele aus diesen Bereichen lenken. Schließlich bestehen eine Reihe 
weiterer Transparenzgesetze und Sondervorschriften zur Erfassung und 
Publikation von Daten mit Umweltbezug. 
 
Betrachten wir etwa das Gentechnikgesetz. Das Gesetz sieht für die 
Freisetzung und das Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten 
Organismen ein Zulassungsverfahren mit Pflichtangaben auch zu 
umweltbezogenen Daten vor. Nach § 16a sind die maßgeblichen An-
gaben einschließlich der Grundstücksangabe zu den Flächen, auf denen 
die Freisetzung erfolgt, sogar in einem Standortregister der Allgemein-
heit zugänglich zu machen. Durch die besonderen Regelungen zum 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen werden im Übrigen 
die möglichen Ablehnungsgründe nach dem UIG hier ergänzt und modi-
fiziert und zwar im Sinne einer sehr strengen Hürde für noch an-
erkennungswürdige Schutzinteressen der Betreiber.  
 
Der Gesetzgeber hat hier durch das öffentliche Register eine grundsätz-
liche Vorrangentscheidung zugunsten der Information der Öffentlichkeit 
gegenüber der nach dem UIG ansonsten möglichen Beschränkung im 
Falle einer erheblichen Interessenbeeinträchtigung Betroffener durch die 
Offenlegung personenbezogener Daten vorgenommen. In der 
Konsequenz ist damit, wenn man den teilweise von der Rechtsprechung 
hierzu entwickelten Abgrenzungskriterien folgt, einem Anbaubetrieb ver-
wehrt, selbst bei drohenden Zerstörungen seines Eigentums, die 
öffentliche Ausweisung der Flächen zu verhindern.  
 
Sie werden sicher einzelne Pressemeldungen zu spektakulären Aktionen 
von selbst ernannten Feldbefreiern gegen den Anbau von gentechnisch 
verändertem Mais gelesen haben. Ich denke, dies zeigt, wie wichtig es 
ist, eine Balance zwischen Informationsfreiheit und Individualrechts-
schutz hinzubekommen. 



 
Beträchtliche Unsicherheit und zahlreiche Verwaltungsstreitfälle wurden 
in der jüngsten Vergangenheit im Zusammenhang mit der Veröffent-
lichung von Empfängerdaten zu den EU-Direktzahlungen ausgelöst. In 
Deutschland hat es gegen die in den einschlägigen EG-Richtlinien und 
nach Maßgabe des im November 2008 erlassenen Agrar- und Fischerei-
fonds-Informationen-Gesetzes vorgesehene Veröffentlichung vielfachen 
Widerstand durch betroffene bäuerliche Betriebe gegeben.  
 
Diese Landwirte berufen sich auf die angebliche Verletzung von Daten-
schutzrechten und von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen durch die 
Veröffentlichung der Daten in dem eigens hierfür geschaffenen Internet-
portal bei der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung.  
 
Besonders kompliziert ist dieser Sachverhalt dadurch, dass aufgrund der 
Zuständigkeit der Landeszahlstellen für die Datenbereitstellungen ver-
schiedene Verwaltungsgerichte einiger Länder angerufen wurden. Diese 
haben – so ist das mit der Unabhängigkeit der Justiz – unterschiedliche 
Wertungen vorgenommen.  
 
Selbst auf der Ebene der Oberverwaltungsgerichte, also der Rechts-
mittelinstanz, ist keine einheitliche Rechtsprechung zu der Frage zu er-
kennen. Soweit mir bekannt ist, haben sich bislang drei OVG für die 
fristgerechte Veröffentlichung ausgesprochen. Ein OVG hat die Aus-
setzung bis zur Entscheidung des EuGH über die vom Verwaltungs-
gericht Wiesbaden formulierten Vorlagefragen angeordnet. 
 
In Brandenburg hielt sich die Aufregung in Grenzen. Die Empfänger-
daten wurden übermittelt und sind seit letztem Dienstag über das Inter-
net öffentlich zugänglich. 
 
Für mich wird an solchen Fällen eines deutlich: Der erstrebenswerte Zu-
gang zu Informationen mag in großen Teilen jedenfalls rechtlich realisiert 
sein. Die konkrete Umsetzung leidet dagegen noch an mangelnder 
Transparenz. 
 
Ich wünsche mir und Ihnen allen, dass diese beiden Tage durch einen 
interessanten und lebendigen Austausch dazu beitragen, die Rahmen-
bedingungen, die Grenzen wie auch die praktischen Lösungsmodelle für 
ein erfolgreiches Umweltinformationsmanagement transparenter zu ma-
chen. 
 



Vielleicht finden Sie am Rand dieses Symposiums ja noch Gelegenheit, 
die Potsdam und Brandenburg prägende Landschaft wie die Havel oder 
die zahlreichen Seenlandschaften kennenzulernen und dadurch Umwelt-
informationen konkret zu erfahren.  
 
Denn auch dies gehört zu dem Erbe, das die neuen Bundesländer mit 
ihrem Beitritt in die Bundesrepublik vor zwei Jahrzehnten eingebracht 
haben: In Teilen schützenswerte, intakte Kultur- und Naturlandschaften, 
die manche als „Tafelsilber der deutschen Einheit“ bezeichnet haben. 
 



 



Michael Stanley-Jones 
Environmental Information Management Officer 
Aarhus Convention Secretariat, Environment, Housing and Land 
Management Division 
United Nations Economic Commission for Europe, Geneva 
 
 
The Aarhus Convention and the Public’s Right-to-know 
 
 
Good afternoon, Ladies and Gentlemen. I thank the organizers and 
especially Commissioner Dagmar Hartge for her kind invitation to 
address this Symposium dedicated to Access to Environmental 
Information and the Public’s Right-to-Know.  
 
Although I am here on behalf of the Aarhus Convention secretariat 
and the United Nations Economic Commission for Europe, I 
understand my task today should be undertaken in the spirit of the 
event, in the spirit of a Symposium, which means I should speak in 
an expert capacity and give some of my own views of the topic 
under consideration. 
 
I understand that the State of Brandenburg has chosen to meet its 
obligations to the Convention on Access to Information, Public 
Participation in Decision-making and Access to Justice in 
Environmental Matters (the Aarhus Convention) by adopting a 
general law on freedom of information, rather than a more specific 
law covering only access to environmental information. The 
question arises whether this approach to ensuring the public’s rights 
to environmental information has advantages over taking the 
narrower course of tailoring a law solely for that purpose.  
 
I am not a lawyer and do not intend to examine this particular 
question directly, indeed I am not qualified to investigate it, nor is it 
within the scope of our secretariat’s mandate to give opinions of this 
nature. I sincerely hope there are lawyers here, I believe there are 
some quite good ones, who can help us with this question. 
 
What I can offer is a general view of the Convention’s treatment of 
access to information and a personal perspective of public right-to-
know. More than this, I will try to ground Aarhus in the larger context 
of public right-to-know, to increase our understanding of what 
Aarhus brings to environmental governance. 



 
I will argue that the Aarhus Convention, as negotiated and 
interpreted by its Parties, is a progressive instrument. Its 
progressive character should be taken into view when considering 
how to frame national or state law to best serve its principles and 
objectives. 
 
The progressive character of Aarhus manifests in at least four ways: 
 

(i) The scope of the rights embedded in the Convention is 
quite broad.  

 
The evidence for this is found first in the Preamble and in the 
definitions contained in article 2, and especially in the definition of 
“environmental information”, which is also treated in articles 4 and 5 
of the Convention addressing, respectively, access to environmental 
information and the collection and dissemination of environmental 
information. 
 
The Parties to the Convention consider for every person to be able 
to assert their right to live in an environment adequate to his or her 
health and well-being and uphold their duty – for Aarhus also 
expresses one’s duty – to protect and improve the environment for 
the benefit of present and future generations, citizens must have 
access to information, be entitled to participate in decision-making 
and have access to justice in environmental matters. 
 
The Parties recognize that, in the field of environment, among the 
benefits of improved access to information and public participation 
in decision-making, is enhancement of the quality and the 
implementation of decisions. 
 
The Convention in its preamble also speaks of the recognition of the 
importance of the respective roles that individual citizens, non-
governmental organizations and the private sectors can play in 
environmental protection. 
 

(ii) The Convention also contains provisions which are explicitly 
of a progressive nature, pointing the way toward the 
Convention’s future development, what we might call its “full 
articulation”.  

 



The history of the development of the Convention provides strong 
evidence of its progressivity in this sense, namely the negotiation 
and adoption of the Protocol to the Convention on Pollutant Release 
and Transfer Registers, anticipated by article 5, paragraph 9, of the 
Convention, and the amendment on public participation in decisions 
on the deliberate release onto the market of genetically modified 
organisms, which elaborates article 6, paragraph 11, of the 
Convention.  
 

(iii) The adoption by the Parties of decisions containing 
guidance or recommendations which include progressive 
language reaching beyond the strict requirements of the 
related provisions of the Convention.  

 
Noteworthy in this regard are the Almaty Guidelines on Public 
Participation in International Forums, an articulation of article of 
article 3, paragraph 7, of the Convention, and the 
Recommendations on the More Effective Use of Electronic 
Information Tools to Provide Public Access to Environmental 
Information, both adopted as decisions by the second Meeting of 
the Parties to in 2005, three-and-a-half years after the entry into 
force of the instrument. 
 

(iv) And finally, the adoption by the Parties of the Strategic Plan 
2009-2014 of the Convention, at their third meeting in 2008.  

 
The first priority of the Strategic Plan is to work towards full 
implementation of the Convention and its Protocol on Pollutant 
Release and Transfer Registers (PRTRs) by each Party and to 
encourage and support their use by the public. The Plan also states 
as an equal part of its mission to keep the provisions and principles 
of the Convention under constant review and, as appropriate, 
consider further development of the Convention to ensure that it 
continues to provide an adequate instrument to achieve its 
objectives. Indeed, Strategic goal III speaks of Further development 
of the provisions and principles of the Convention where necessary 
to ensure that it continues to achieve its objectives. 
 
I hope these examples fix the progressive character of Aarhus 
sufficiently for us to move on to the next point in the argument. What 
is it the public needs to know in a democracy? The knowledge 
Aarhus seeks is knowledge which informs public participation in 



government decision-making, in environmental matters. It is 
knowledge in the service of citizen or civic action. 
 
That the Aarhus Convention is premised on the public’s right-to-
know about environmental matters, that gaining such knowledge 
supports public action on behalf of the environment, is perhaps not 
controversial. The Sofia Guidelines on Access to Information and 
Public Participation in Environmental Decision-making, adopted at 
the 3rd Environment-for-Europe Ministerial Conference in 1995, 
underscore the early linkage of public knowledge and public action 
in the development of the Convention.  
 
Attention has more usually been given to understanding the scope 
and meaning of the Convention as a guarantor of a new type of 
environmental human right, and to implementing such rights in 
national legislation and practice, than to its dependence on 
information leading to knowledge. But it is the second part of the 
term “right-to-know” to which I wish to draw your attention. Let’s 
speak about the scope and meaning of knowledge in a democracy, 
or in democratic forms of government. Can this knowledge be 
guaranteed by rights to access specific categories of environmental 
information? 
 
The scope of environmental information under the Convention, as 
defined in article 2, paragraph 3, is broad. It covers the state of the 
environment, its elements and their interactions; factors likely to 
affect these elements, such as environmental agreements, policies, 
legislation, plans and programmes, and administrative measures; 
but also the state of human health and safety, conditions of human 
life, and the built environment, as these may be effected by the 
state of the elements of the environment or by the factors just 
mentioned. 
 
This scope is indeed broad. The content of the right to access 
environmental information under the Convention is spelled out in 
detail in two further articles, article 4 on access to environmental 
information and article 5 on the collection and dissemination of 
environmental information.  
 
These articles are sometimes contrasted one to the other by 
characterizing article 4 as one providing passive access to 
information and article 5 as one providing active access. 
 



(The terms passive and active, it should be noted, are relative to the 
activity of the State and not to the citizen. When a citizen makes a 
request to a public authority for information, they are in fact being 
active and the State in responding reactive. When the State 
automatically disseminates information to the public, in the absence 
of a specific request from the public, the citizen is placed in the 
passive role of being a perhaps less than willing recipient. So the 
terms are relative.) 
 
A more significant difference between the articles is that article 4 
deals entirely with procedures, whereas article 5 addresses both 
procedural arrangements as well as the substance of information. 
Article 5 begins to provide an answer to the question, “What does 
the public need to know to be an effective participant in 
environmental decision-making?”  
 
And its answer is progressive. So in paragraph 3, we read 
 

“Each Party shall ensure that environmental information 
progressively becomes available in electronic databases which 
are easily accessible to the public through public 
telecommunication networks. Information accessible in this 
form should include…” 

 
and there follows a list of things that Parties should make available 
“provided that such information is already available in electronic 
form”. 
 
In the next paragraph, we find a positive obligation to publish and 
disseminate state of the environment reports. 
 
Paragraph 5 requires measures for disseminating environmental 
legislation and policy documents, progress reports, and treaties on 
environmental issues. 
 
Next comes a provision containing a soft obligation that Parties 
should encourage operators whose activities have a significant 
impact on the environment to inform the public regularly of the 
environmental impact of their activities and products. Eco-labelling 
is listed as one means for achieving this objective.  
 
The provision links up two paragraphs later (in para. 8) with an 
obligation to “develop mechanisms with a view to ensuring that 



sufficient product information is made available to the public in a 
manner which enables consumers to make informed environmental 
choices.”  
 
Tucked between these corporate responsibility/consumer choice 
provisions is the sweeping yet weak provision “Each Party shall (a) 
Publish the facts…which it considers relevant and important in 
framing major environmental policy proposals…” The degree of 
importance of a fact or analysis is left up entirely to the Party to 
decide. 
 
Such discretion can effect whether the Convention lives up to its full 
promise. Consider a very contemporary question: Is Climate 
Change an environmental matter? In the spirit of Aarhus, we may 
be tempted to answer “Yes”, but it has been persuasively argued 
that many areas of climate change governance fall outside of the 
Convention’s legal scope, for example, the operation of the 
UNFCCC Clean Development Mechanism. 
 
Why do we place a premium on the knowledge of the public? What 
does informed public participation bring to the science and art of 
government? 
 
I suggest it brings new capacities for governance, allowing 
democratic governments to address increasingly complex policy 
issues and problems. 
 
To give some examples of such complex issues:  
 

• Climate change 
• Nuclear energy  
• Water supply and watershed management  
• Persistent bio-accumulative toxins (PBTs) 
• Nanotechnology and manufactured nanomaterials. 

 
I will illustrate what I mean by new capacities with an example taken 
from the field of watershed management, drawing from an 
experience dealing with protection of the San Francisco Bay estuary 
in California. This case has the added advantage of lying outside of 
Europe in a non-Party State. 
 
The San Francisco Bay is nationally listed as an impaired water 
body due to pollution from heavy metals and sediment, under the 



Federal Clean Water Act, enacted in 1972. In the late 1990s, the 
U.S. Environmental Protection Agency was asked to consider 
delisting the Lower South San Francisco Bay for copper and nickel 
impairment. Ambient water quality levels of these metals were 
below levels believed to have triggered the original finding of 
impairment. Industrial releases of copper and nickel to the Bay had 
been curtailed. And there was evidence of a return of indicator 
species populations (Palo Alto freshwater clams). So delisting 
seemed in order. Yet it had never been done in California or 
anywhere in the country since passage of the law. 
 
The environmental community was reluctant to accept the proposed 
delisting, for such a return to the status quo ante, it feared, could 
relieve polluters of their responsibility to continue pollution 
prevention measures.  
 
A solution was found in adopting a pollution prevention action plan 
for copper and nickel. The plan included a monitoring programme 
with so-called “sentinel” triggers and a lists of actions to be taken 
should these trigger levels be crossed. Also, it continued measures 
known to be effective in curtailing the discharges of heavy metals to 
the estuary. Lastly, the State promised to continue stakeholder 
dialogue and enhance public access to information related to the 
action plan and its implementation.  
 
The actions plan was not enacted through legislation, but through 
the existing regulatory authority (the State Water Quality Control 
Board) and was endorsed by local authorities (city councils and the 
regional water district authority).  
 
Significant is that these agreements contained promises of future 
action – these were literally built upon trust between the community 
and the State and local authorities engendered during the public 
participation process. 
 
Reaching such an agreement enabled government to reallocate its 
limited resources to more pressing pollution and watershed 
management issues, such as mercury and perchlorate 
contamination, and the appearance of endocrine disrupting 
compounds and brominated flame retardants in the watershed. 
 
Arguably, the agreements increased public confidence in State and 
local authorities, contributing to the legitimacy of these institutions. 



 
The result I most wish to call attention to is this… 
 
The public participation process expanded the range of policy tools 
available to the State to address a complex problem. Without the 
public participation process, it is doubtful that pollution prevention 
action plans containing conditional actions would have been 
created.  
 
Without access to relevant environmental information, citizen actors 
from the environmental community would not have negotiated the 
agreement from an informed position. The bridge of trust needed to 
reach agreement would never have been built and crossed. 
 
In the Recommendation on the More Effective Use of Electronic 
Information Tools to Provide Public Access to Environmental 
Information, the Parties to Aarhus expanded upon article 4, 
paragraphs 3 and 4, of the Convention. Using qualified language, 
they recommended, among other priority categories of 
environmental information, that environmental monitoring data be 
made progressively accessible to the public through the Internet. 
 
So, based on this experience, we may hope that a future European 
Shared Environmental Information System containing publicly 
accessible environmental monitoring data will open up new 
opportunities for informed public participation in environmental 
decision-making. And this, in turn, will create new capacities for 
States to tackle the complex policy issues they face.  
 
As with Aarhus, the public’s right-to-know itself is progressive and 
with it, the progress of democracy continues to expand its range 
and impact to the benefit of the environment. 



 

Michael Stanley-Jones 
Environmental Information Management Officer 
Aarhus Convention Secretariat, Environment, Housing and Land 
Management Division 
United Nations Economic Commission for Europe, Geneva 
 
 
Die Aarhus-Konvention und das Recht der Öffentlichkeit auf 
Informationen  
 
– auszugsweise Übersetzung – 
 
 
Guten Tag, meine Damen und Herren. Ich danke den 
Organisatoren und vor allem der Landesbeauftragten Dagmar 
Hartge für ihre freundliche Einladung zu diesem Symposium, das 
sich dem Zugang zu Umweltinformationen und dem Recht der 
Öffentlichkeit auf Informationen widmet. 
 
Ich habe erfahren, dass das Land Brandenburg erwogen hatte, zur 
Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Übereinkommen über den 
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Ent-
scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltan-
gelegenheiten („Aarhus-Übereinkommen“), ein allgemeines Gesetz 
über die Informationsfreiheit anstelle eines spezifischen Gesetzes 
über den Zugang zu Umweltinformationen zu verabschieden. Es 
stellt sich die Frage, ob dieser Ansatz zur Gewährleistung der 
Rechte der Öffentlichkeit auf Umweltinformationen Vorteile gegen-
über einem ausschließlich für diesen Zweck maßgeschneiderten 
Gesetz aufweist. 
 
Was ich anbieten kann, ist eine allgemeine Übersicht darüber, wie 
das Übereinkommen den Zugang zu Informationen regelt sowie 
einen persönlichen Blick auf das Recht der Öffentlichkeit auf 
Informationen. Darüber hinaus werde ich versuchen, Aarhus im 
größeren Kontext der Informationsfreiheit darzustellen, um ein 
größeres Verständnis für den Nutzen der Aarhus-Konvention für die 
Umweltpolitik zu wecken. 
 
Ich werde darlegen, dass die Aarhus-Konvention, so wie sie durch 
die Vertragsparteien ausgehandelt wurde und interpretiert wird, ein 
der ständigen Fortentwicklung unterworfenes Instrument ist. Dieser 
auf die Zukunft gerichtete, veränderliche Charakter sollte berück-



 

sichtigt werden, wenn es darum geht, die gesetzlichen Vorgaben 
auf nationaler oder Länderebene so zu gestalten, dass sie den 
Grundsätzen und Zielen des Übereinkommens am besten dienen. 
 
 
Der strategische Charakter von Aarhus äußert sich in mindestens 
vier Aspekten: 
 
a)  Der Umfang der Rechte aus der Konvention ist ziemlich weit. 
 
Der Beweis dafür ist zunächst in der Präambel sowie in den 
Definitionen in Artikel 2 zu finden, vor allem in der Definition des 
Begriffs "Umweltinformationen", die auch in den Artikeln 4 und 5 des 
Übereinkommens behandelt wird. Letztere betreffen den Zugang zu 
und die Sammlung bzw. Verbreitung von Umweltinformationen. 
 
b)  Das Übereinkommen enthält auch Bestimmungen, die einen 

ausdrücklich auf die Zukunft gerichteten Charakter haben und für 
die künftige Entwicklung des Übereinkommens hin zu einer um-
fassenden Formulierung wegweisend sind.  

 
Aus der Geschichte des Übereinkommens ergibt sich ein deutlicher 
Anhaltspunkt für seine Fortführung und Anpassung in diesem 
Sinne, nämlich die Aushandlung und Annahme des Protokolls zu 
dem Übereinkommen über ein Schadstoffemissionsregister gemäß 
Artikel 5, Absatz 9 des Übereinkommens sowie der Änderung zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit an Entscheidungen über die absicht-
liche Freisetzung genetisch veränderter Organismen, das Artikel 6, 
Absatz 11 des Übereinkommens näher ausführt. 
 
c)  Die Verabschiedung von Leitlinien und Empfehlungen durch die 

Vertragsparteien, deren auf die künftige Entwicklung gerichtete 
Sprache über die strengen Anforderungen der einschlägigen Be-
stimmungen des Übereinkommens hinausgeht. 

 
Bemerkenswert sind in diesem Zusammenhang die Richtlinien von 
Almaty über die Beteiligung der Öffentlichkeit an den internationalen 
Gremien, ein Ausdruck des Artikels 3, Absatz 7 des Überein-
kommens sowie der Empfehlungen für die effizientere Nutzung von 
elektronischen Informations-Tools für die Bereitstellung eines 
öffentlichen Zugangs zu Informationen, die beide als Ent-
scheidungen von der zweiten Konferenz der Vertragsparteien im 
Jahr 2005 angenommen wurden. 



 

 
d)  Und schließlich die Annahme des Strategischen Plans 2009-

2014 des Übereinkommens durch die Vertragsparteien auf ihrer 
dritten Sitzung im Jahr 2008. 

 
Das vorrangige Ziel des strategischen Plans ist es, auf die voll-
ständige Umsetzung des Übereinkommens und seines Protokolls 
über ein Schadstoffemissionsregister (PRTR) durch jede Vertrags-
partei hinzuarbeiten und dessen Nutzung durch die Öffentlichkeit zu 
fördern und zu unterstützen. Der Plan sieht als gleichberechtigten 
Teil seiner Aufgabe vor, die Bestimmungen und Grundsätze des 
Übereinkommens ständig zu überprüfen und, falls erforderlich, die 
Weiterentwicklung des Übereinkommens zu erwägen, um sicherzu-
stellen, dass es auch weiterhin ein geeignetes Instrument zur Er-
reichung seiner Ziele bleibt. Tatsächlich spricht das strategische 
Ziel III von einer Weiterentwicklung der Bestimmungen und Grund-
sätze des Übereinkommens, wo dies erforderlich ist, um sicherzu-
stellen, dass es weiterhin seine Ziele erreicht. 
 
Ich hoffe, dass diese Beispiele den auf die Zukunft gerichteten 
Charakter der Aarhus-Konvention für uns ausreichend illustrieren, 
um zum nächsten Punkt der Argumentation kommen zu können. 
Was muss die Öffentlichkeit in einer Demokratie wissen? Das 
Wissen, das Aarhus meint, ist jenes Wissen, das der Beteiligung der 
Öffentlichkeit an staatlichen Entscheidungsprozessen in Umweltan-
gelegenheiten dient. Es ist Wissen im Dienst von Bürgern oder 
bürgerschaftlichem Engagement. 
 
Es ist der zweite Teil des Begriffs „Recht auf Information“, auf den 
ich Sie aufmerksam machen möchte. Lassen Sie uns über den Um-
fang und die Bedeutung des Wissens in einer Demokratie oder in 
demokratischen Regierungsformen sprechen. Kann dieses Wissen 
durch Zugangsrechte zu bestimmten Kategorien von Umwelt-
informationen garantiert werden? 
 
Der Begriff der Umweltinformationen im Sinne von Artikel 2, Ab-
satz 3 des Übereinkommens ist weit gefasst. Er umfasst den Zu-
stand der Umwelt, ihrer Elemente und ihre Wechselwirkungen sowie 
Faktoren, die wahrscheinlich Einfluss auf diese Elemente haben – 
wie Umweltvereinbarungen, Politiken, Rechtsvorschriften, Pläne 
und Programme, administrative Maßnahmen – aber auch den Zu-
stand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit, Bedingungen 
für das menschliche Leben und der bebauten Umwelt, da sich diese 



 

durch den Zustand der Elemente der Umwelt oder durch die eben 
erwähnten Faktoren ändern können. 
 
Dieser Anwendungsbereich ist in der Tat weit gefasst. Der Inhalt 
des Rechts auf Zugang zu Umweltinformationen wird in zwei 
weiteren Artikeln des Übereinkommens detailliert verdeutlicht: 
Artikel 4 über den Zugang zu Umweltinformationen und Artikel 5 für 
die Sammlung und Verbreitung von Umweltinformationen. 
 
Diese Artikel werden einander manchmal gegenübergestellt, indem 
Artikel 4 als eine Bestimmung für den passiven und Artikel 5 für den 
aktiven Zugang zu Informationen beschrieben wird. 
 
Ein signifikanter Unterschied zwischen den Artikeln ist, dass 
Artikel 4 sich ausschließlich mit Verfahren befasst, während sich 
Artikel 5 sowohl auf die Modalitäten des Verfahrens als auch auf 
den Inhalt der Informationen bezieht. Artikel 5 beginnt damit, die 
Frage „Was muss die Öffentlichkeit wissen, um effektive an der Ent-
scheidungsfindung im Umweltbereich teilzunehmen?“ zu be-
antworten. 
 
Und seine Antwort ist auf die Zukunft ausgerichtet. In Absatz 3 ist 
zu lesen, 
 

„Jede Vertragspartei stellt sicher, dass Informationen über 
die Umwelt zunehmend in elektronischen Datenbanken, 
die der Öffentlichkeit über die öffentlichen Telekommuni-
kationsnetze leicht zugänglich sind, zur Verfügung stehen. 
Zu den in dieser Form zugänglichen Informationen sollte 
folgendes gehören ...“ 

 
Es folgt eine Liste der Dinge, die Parteien sollten zur Verfügung 
stellen, „sofern diese Informationen bereits in elektronischer Form 
zur Verfügung stehen“. 
 
Im nächsten Absatz finden wir eine positive Verpflichtung zur Ver-
öffentlichung und Verbreitung von Berichten über den Zustand der 
Umwelt. 
 
Absatz 5 sieht Maßnahmen für die Verbreitung von Umwelt-
gesetzen und politischen Dokumenten sowie von Fortschritts-
berichten und Verträgen über Umweltthemen vor. 
 



 

Daran schließt sich die weiche Verpflichtung der Vertragsparteien 
an, die Betreiber, deren Tätigkeiten einen erheblichen Einfluss auf 
die Umwelt haben, zu ermutigen, die Öffentlichkeit regelmäßig über 
die Umweltauswirkungen ihrer Tätigkeiten und Produkte zu 
informieren. Umweltgütesiegel werden als ein Mittel zur Erreichung 
dieses Ziels aufgeführt.  
 
Die Bestimmung knüpft zwei Absätze später (in Absatz 8) mit einer 
Verpflichtung zur „Entwicklung von Mechanismen, um sicherzu-
stellen, dass der Öffentlichkeit ausreichende Informationen zur Ver-
fügung gestellt werden, welche die Verbraucher in die Lage ver-
setzen, eine sachkundige, am Umweltschutz orientierte Auswahl zu 
treffen“ an. 
 
Versteckt zwischen diesen Bestimmungen zur Unternehmensver-
antwortung bzw. Auswahl für die Verbraucher ist die zwar radikale, 
jedoch schwache Bestimmung „Jede Vertragspartei (a) veröffent-
licht die Tatsachen ..., die ihres Erachtens bei der Ausarbeitung 
wichtiger umweltpolitischer Vorschläge relevant und wesentlich 
sind. ...“ Die Entscheidung über die Bedeutung einer Tatsache oder 
Analyse bleibt dabei vollständig der Vertragspartei überlassen. 
 
Dieses Ermessen wirkt sich darauf aus, ob die Versprechen des 
Übereinkommens vollständig erfüllt werden können. Stellen Sie sich 
eine sehr moderne Frage: Ist der Klimawandel eine Umweltan-
gelegenheit? Im Sinne der Aarhus-Konvention könnten wir versucht 
sein, mit „ja“ zu antworten, aber es wurde überzeugend 
argumentiert, dass viele Bereiche der Kontrolle des Klimawandels 
aus dem Anwendungsbereich des Übereinkommens herausfallen, 
beispielsweise der Betrieb des Clean Development Mechanismus 
der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC). 
 
Welchen Nutzen haben die Wissenschaft und die Regierungen von 
der informierten Beteiligung der Öffentlichkeit? 
 
Ich schlage vor, sie bringt demokratischen Regierungen neue 
Kapazitäten, die es ihnen erlauben, sich mit immer komplexeren 
politischen Fragen und Probleme zu befassen.  
 
Um einige Beispiele für solche komplexen Fragen zu nennen: 
 
• Klimawandel  
• Kernenergie  



 

• Wasserversorgung und Management natürlicher Wasserresour-
cen (watershed management) 

• Persistente bioakkumulative Toxine (PBT)  
• Nanotechnologie und industriell hergestellte Nanomaterialien. 
 
Ich werde an einem Beispiel aus dem Bereich des Managements 
natürlicher Wasserressourcen (watershed management) zeigen, 
was ich mit den neuen Kapazitäten meine. Es stammt aus einer Er-
fahrung mit dem Schutz der Flussmündung in der Bucht von San 
Francisco in Kalifornien. Dieser Fall hat den zusätzlichen Vorteil, in 
einen Nicht-Vertragsstaat außerhalb von Europa zu liegen. 
 
Die Bucht von San Francisco wird auf nationaler Ebene gemäß dem 
Federal Clean Water Act von 1972 als durch die Verschmutzung mit 
Schwermetallen und Sediment aufgelistet. In den späten 1990er 
Jahren wurde die US-Umweltschutzbehörde gebeten, zu erwägen, 
die Lower South San Francisco Bay im Hinblick auf die Belastungen 
mit Kupfer und Nickel von der Liste zu streichen. Das Niveau der 
umgebenden Wasserbelastung mit diesen Metallen lag unterhalb 
der ursprünglich festgestellten Werte. Industrielle Einleitungen von 
Kupfer und Nickel in die Bucht wurden eingeschränkt. Und es gab 
Hinweise auf die Rückkehr von Bioindikatoren (Palo Alto Süß-
wasser-Muscheln). Die Streichung von der Liste schien in Ordnung 
zu sein. Dennoch war dies seit der Verabschiedung des Gesetzes 
weder in Kalifornien noch in anderen Teilen des Landes geschehen. 
 
Die Umweltschützer zögerten, den Vorschlag der Streichung zu 
akzeptieren, weil sie befürchteten, eine Rückkehr zum Status quo 
ante könnte die Verursacher von ihrer Verantwortung entlasten, die 
Maßnahmen zur Vermeidung der Verschmutzung weiterzuführen. 
 
Die gefundene Lösung bestand in einem Aktionsplan zur Ver-
meidung der Verschmutzung durch Kupfer und Nickel. Dieser Plan 
beinhaltete ein Überwachungsprogramm mit so genannten „Alarm-
pegeln“ und einer Liste der zu ergreifenden Maßnahmen für den 
Fall, dass die Alarmschwellen überschritten würden. Auch führte er 
Maßnahmen fort, von denen bekannt war, dass sie die Einleitung 
von Schwermetallen in die Flussmündung wirksam einschränken. 
Schließlich versprach der Staat, den Dialog mit den Teilhabern fort-
zuführen und den Zugang der Öffentlichkeit zu Informationen über 
den Aktionsplan und dessen Umsetzung zu fördern. 
 



 

Es ist wichtig, dass diese Vereinbarungen Zusagen über künftige 
Maßnahmen enthielten – diese bauten buchstäblich auf dem Ver-
trauen, das im Verlauf der Beteiligung der Öffentlichkeit zwischen 
den Umweltschützern, dem Staat und den lokalen Behörden ent-
standen war. 
 
Das Erreichen einer solchen Vereinbarung ermöglichte es der 
Regierung, ihre begrenzten Ressourcen für die Lösung dringen-
derer Probleme der Umweltverschmutzung und des Managements 
der natürlichen Wasserressourcen einzusetzen. Als Beispiele hier-
für seien beispielsweise die Kontaminierung mit Quecksilber oder 
Perchlorat und das Auftreten von endokrin wirksamen Ver-
bindungen und bromierten Flammschutzmitteln in Gewässern ge-
nannt. 
 
Man kann argumentieren, dass die Vereinbarungen das Vertrauen 
der Öffentlichkeit in die staatlichen und lokalen Behörden erhöht 
und somit einen Beitrag zur Legitimität dieser Institutionen geleistet 
haben. 
 
Das Ergebnis, auf das ich am deutlichsten aufmerksam machen 
möchte, ist Folgendes: 
 
Das Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung erweiterte die Reich-
weite der Instrumente, die dem Staat zur Lösung eines komplexen 
Problems zur Verfügung stehen. Es ist zu bezweifeln, dass Aktions-
pläne zur Vermeidung von Umweltverschmutzung ohne die Be-
teiligung der Öffentlichkeit überhaupt entstanden wären.  
 
Ohne Zugang zu relevanten Umweltinformationen hätten Umwelt-
schützer nicht aus einer informierten Perspektive heraus argu-
mentieren können. Die Brücke des Vertrauens, die erforderlich war, 
die Einigung zu erreichen, hätte niemals errichtet und überquert 
werden können. 
 
In der Empfehlung über die effizientere Nutzung von elektronischen 
Informations-Tools für die Bereitstellung eines öffentlichen Zugangs 
zu Umweltinformationen haben die Vertragsparteien der Aarhus-
Konvention den Artikel 4, Absätze 3 und 4 des Übereinkommens 
weiter erläutert. Neben anderen, vorrangigen Kategorien von 
Umweltinformationen empfahlen sie mittels geeigneter Sprache, 
dass Daten aus der Umweltüberwachung der Öffentlichkeit schritt-
weise über das Internet zugänglich gemacht werden sollen. 



 

 
Auf der Grundlage dieser Erfahrungen können wir hoffen, dass ein 
künftiges Gemeinsames Europäisches Umweltinformationssystem, 
das öffentlich zugängliche Daten aus der Umweltüberwachung ent-
hält, neue Möglichkeiten für die Beteiligung einer informierten 
Öffentlichkeit an umweltrelevanten Entscheidungen eröffnet. Dies 
wird wiederum neue Kapazitäten der Staaten schaffen, die 
komplexen politischen Fragen, mit denen sie konfrontiert sind, zu 
bewältigen. 
 
Genauso wie die Aarhus-Konvention auf eine künftige Fortent-
wicklung ausgerichtet ist, entwickelt sich auch das Recht der 
Öffentlichkeit auf Informationen selbst. Gleichzeitig weitet das Fort-
schreiten der Demokratie dessen Reichweite und Auswirkungen 
zum Nutzen der Umwelt aus. 



Daniele Franzone 
Principal Administrator, European Commission, Directorate-General 
'Environment' – Unit 'Communication and Governance' 
 
 
The Directive on Environmental Information  
(Directive 2003/4/EC) 
 
 
Introduction  
 
Public access to environmental information has always been 
considered a key issue in promoting greater awareness of 
environmental matters, the free exchange of views and more 
effective participation by the public in environmental decision-
making, and therefore, ultimately, in improving the environment. The 
EU decided as long ago as 1990 to introduce specific legislation; 
but a new impetus was given by the UN-ECE Aarhus Convention1. 
Directive 2003/4/EC2 was subsequently adopted to comply with the 
requirements of the Convention, and the new Directive is a 
significant improvement on the previous legislation.  
 
As set out in Article 1, the objectives of the Directive are: a) to 
guarantee the right of access to environmental information held by 
or for public authorities and to set out the basic terms and 
conditions of its exercise; and b) to ensure that environmental 
information is progressively available and disseminated to the public 
using in particular computer telecommunication or electronic 
technology. So the Directive covers both 'passive' dissemination, i.e. 
upon request, and 'active' dissemination as well. The biggest step 
forward from the 1990 Directive is that access to environmental 
information is conceived of as a general right which can be relied on 
by everyone, not only for EU citizens. Member States also have to 

                                                 
1  Convention on Access to Information, Public Participation in Decision-making 

and Access to Justice in Environmental Matters, done at Aarhus on 25 June 
1998. The European Community signed this convention the same date of the 
adoption and has become party since 17 May 2005, following the Council 
Decision of 17 February 2005 (2005/370/EC) in OJ L124, 17.5.2005, p.1-3. 

2  Directive 2003/4/EC of 28 January 2003 on public access to environmental 
information and repealing Council Directive 90/313/EEC, OJ L41 , 14.2.2003, 
p. 26-32. 

 



ensure that their public authorities inform people about the rights 
they enjoy and provide information, guidance and advice to this end. 
 
The scope of the Directive 2003/4/EC 
 
In the Directive, the definition of 'environmental information' is wider 
and more explicit, including for instance biodiversity and GMOs. The 
wording is close to the Aarhus Convention.  
 
The Convention is also to be thanked for a more precise definition 
of public authorities. While generally EC Member States opted not 
to include legislative or judicial activities, the Directive sets out three 
categories: 1) national, regional and local authorities, including 
public advisory bodies; 2) any person authorized by the law to 
perform public administrative functions, in particular public 
corporations set up by the law or legal acts of a public authority, 
such as public utilities; and 3) other persons having public 
responsibilities or providing public services in relation to the 
environment and under the control of a body or person mentioned 
above, such as public or private entities in charge of waste 
collection. This last item was intended to reflect a trend towards the 
privatisation of public functions. 
 
The broad scope means that special efforts are needed for proper 
implementation. This is particularly important for local authorities 
and small municipalities. As public or private entities may be subject 
to access to environmental information, they might find it useful to 
indicate that they are subject to the provisions of the Directive. For 
the reality is that it is often difficult for the public to identify such 
authorities with any degree of certainty. These two aspects 
constitute a real challenge to adequate enforcement. 
 
Access to environmental information upon request 
 
The general rule that emerges from the Directive is freedom of 
access to environmental information. Information must be made 
available in the form requested to any applicant (unless special 
circumstances prevent this), without applicants having to state the 
reason for their interest. But this is not an unlimited right: specific 
grounds for refusal are foreseen, and reasonable charges for 
supplying information may be imposed.  
 



Information as possessed by or for a public authority has to be 
supplied, unless there are valid grounds for refusal. It follows from 
this that a public authority cannot be obliged to perform specific 
tasks to respond to a request related to material it does not hold, 
and neither can it be forced to elaborate on existing information to 
better satisfy a request. These conclusions might seem obvious: but 
that hasn't stopped citizens submitting complaints and petitions 
based on these assumptions to EU bodies. 
 
The Directive also sets time limits to be observed by public 
authorities when responding to and supplying information. Such 
actions should be carried out as soon as possible, or, at the latest, 
within one month after the receipt of the request. A two-month 
period applies under certain circumstances related to the volume or 
complexity of the information. In implementing the directive, some 
Member States set themselves even shorter deadlines, as is the 
case in Slovenia3, Finland4 and Latvia. 
 
The grounds for refusal to release information are set out in an 
exhaustive list in the directive, and are optional for Member States. 
In other words, the countries may choose not to retain one or 
several grounds, even if the general trend tends towards the 
inclusion of all cases. Most important of all, countries may not add 
other situations not envisaged by the Directive. As in the 
Convention, a distinction can be between general exceptions and 
exceptions that are applicable if they adversely affect certain 
interests.  
 
The full scope of certain exceptions could be difficult to assess. 
What, for example, is the precise definition of 'material in course of 
completion', or 'internal communications'? Wider application in the 

                                                 
3  'The authority shall decide the applicant's request immediately, and at the 

latest within the time limit of 20 working days beginning from the day of 
receiving the complete request'. Art. 23 of Law of 25.2.2003 and subsequent 
amendments. Art. 24 deals with the time limit in case of complex or 
voluminous information. 

4  'A matter referred to in this Section shall be considered without delay, and 
access to a document in the public domain shall be granted as soon as 
possible, and in any event within two weeks from the date when the authority 
received the request for the document …'. Art. 14 (4) of Law of 21.5.1999 n° 
621/199 and subsequent amendments. This Article deals also with the time 
limit in cases of complex or voluminous information. 

 



Member States, backed up if possible by judicial decisions at a 
national or Community level, would certainly point the way towards 
more uniform and consistent application.  
 
Grounds are to be interpreted in a restrictive way, and always take 
into account the public interest served by disclosure. It therefore 
follows that in each case the public authority has to weigh up the 
legitimate reasons for refusal and the public interest served by the 
divulging of the information. Different national situations have an 
impact on this obligation: Nordic countries have a greater tradition of 
transparency and openness than the countries in south of the EU. 
But irrespective of the national tradition, a refusal, in full or in part, 
has to be notified in writing to the applicant, within the deadline for 
dealing with the request, stating the reasons for the refusal and 
explaining review procedures. 
 
Applicants who consider that their request has been ignored, 
wrongfully refused, inadequately answered or not dealt with in 
accordance with the Directive may appeal. The appeal may consist 
of an administrative review and a procedure before a court of law or 
another independent body. Most Member States have provided 
administrative procedures that comply with the requirements of the 
Directive, ensuring that they are rapid and free of charge or 
inexpensive. The judicial review is guaranteed in the framework of 
general judicial procedures. Now, for these ones the cost of the 
procedure has been considered to be an obstacle to access in 
some Member States. Concerns have also been raised about the 
length of such procedures in certain Member States. Access to 
justice needs further efforts to become more effective. 
 
Charges for supplying environmental information are permitted, 
providing they do not exceed a reasonable amount, although 
examination in situ has to be free of charge. Charges vary 
considerably among EU Member States. The general trend is to try 
and keep them low, and under some circumstances countries like 
Spain5 waive fees altogether. The amount charged in other Member 
States can be considerable. While the laws in some countries such 
as France6 and Belgium (Brussels Region)7 expressly state that the 
                                                 
5  Law 27/2006 of 18.7.2006 (in Boletín Oficial del Estado n. 171 of 19.7.2006, 

page 27109). The First Additional Provision, applicable to the State 
Administration and its Public Bodies, waives charges for copies less than 20 
pages format A4 or by e-mail. 

6  Decree n° 2005-1755 of 30.12.2005, Art. 35. 



cost of staff for searching, reproducing and sending information 
cannot be charged to the applicant, other countries include these 
items in their fees. 
 
Active dissemination of environmental information 
 
The 1990 Directive did not contain a section devoted to active 
dissemination by public authorities themselves, although this did not 
prevent some of them from becoming proactive, and since the late 
90s, many have had websites to inform the public. This is largely 
due to the Aarhus Convention, and above all to Article 5, which sets 
out the obligations of the Parties and public authorities to collect and 
disseminate a wide range of environmental information. 
 
The Convention envisages two main obligations in this area: 
 
- Member States have to take steps to ensure that public authorities 
organise the environmental information they possess, if it is relevant 
to their functions, with a view to its active and systematic 
dissemination to the public. This obligation presupposes that public 
authorities use a reliable system to collect and update information 
which is relevant to their functions. The national system and the 
public authorities themselves define the most suitable way of 
gathering the required information, which is then structured and filed 
using methods which allow its active and easy dissemination. 
 
- Member States are also obliged to ensure that environmental 
information progressively becomes available in electronic databases 
that are easily accessible to the public through public 
telecommunication networks. To do this they have a wide margin to 
manoeuvre, regarding the management and shape of such 
databases. The result is to be reached progressively, taking into 
account the situation and the needs of each country. 
 
Like the Aarhus Convention, the Directive too contains a list of the 
minimum information to be made available. The list is substantial, 
although Member States can add further items if they so desire. The 
Commission does not have a systematic overview of the situation at 
present, although it appears that further progress is still needed 
regarding active dissemination to the public.  
 
                                                                                                                                                         
7  Ordinance on access to environmental information in the Region of Brussel- 

Capital of 18.3.2004, Art. 5 (1). 



Implementation of Directive 2003/4/EC and future steps 
 
Directive 2003/4/EC had to be transposed by 14 February 2005. 
Although there have been some delays, all Member States have 
now adopted the necessary legislation, and we can therefore say 
that it is applied throughout the EU.  
 
The delays led the Commission to contract an external consultant to 
study the conformity of national implementing legislation with the 
requirements of the Directive. Reports were received late last year, 
and the Commission then asked certain Member States for 
clarifications and comments on their legislation. These letters were 
sent to the Member States in first half of 2009. 
 
By 14 August 2009, Member States must send the Commission 
reports on their experience of application. These reports should give 
the Commission the clearest possible picture of practical application 
in each country, and reveal any difficulties that have been 
encountered with implementation. Further improvements can then 
be made in the light of these experiences. Some reports have 
already been received and their examination is ongoing. This 
information, together with experience gained from petitions to the 
European Parliament and complaints, will then feed into a report to 
be sent to other EU bodies, probably in the first semester of 2010. 
 
Two future priorities are now clear. First of all, the Commission 
needs to verify that national legislation is in full conformity with the 
requirements of the Directive. And secondly, we need to be sure 
that it is applied correctly in practice. To that end, more structured 
dialogue will be maintained with the Member States in a number of 
areas, including interpretation of certain issues in the Directive, 
ways of addressing possible problems that arise from transposition, 
and how to overcome concrete difficulties in enforcement.  
 
Directive 2003/4/EC is still a relatively new instrument, and its broad 
scope profoundly alters previous legislation. A common effort will 
therefore be needed from all involved, to ensure truly effective 
public access to environmental information about the world we 
share. 
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1. Problemstellung 
 
Informationen sind ein leicht verderbliches Gut mit ungewissem 
Wert. Im Streit zwischen der (quasi1-)öffentlichen Stelle und dem 
Informationssuchenden stellen sich im Streitfall die Fragen, wie 
schnell eine durchsetzbare Entscheidung zu erreichen ist und wie 
teuer ihn diese kommt. Dies ist, so das hier zu erörternde Thema, 
die Frage der (gerichtlichen) Durchsetzung von (Umwelt-) 
Informationsansprüchen, und sogleich das Problem: Prozesse sind 
teuer und dauern lang. Der Kläger muss im Zweifel drei Instanzen 
durchstehen2, dazu womöglich zwei Instanzen im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes3; schließlich besteht noch die Möglich-
keit eines Zwischenverfahrens vor dem Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften (EuGH). Mehrere Jahre und fünf-
stellige Beträge kommen hier rasch zusammen.  

                                    
1 Die meisten Informationszugangsregelungen beziehen gewisse private 

Stellen in die Auskunftsverpflichtung mit ein, wobei die Auswahl dieser 
Privaten regelmäßig davon abhängt, wie weit diese in die Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben eingebunden sind. 

2 Verwaltungsgericht, Oberverwaltungsgericht, Bundesverwaltungsgericht 
3 Verwaltungsgericht, Oberverwaltungsgericht 



  

Die maßgeblichen (deutschen) Regulierungen lösen die Probleme 
nicht. Die einzigen spezifischen prozessualen Regelungen finden 
sich in § 6 UIG. Danach kann ein Gericht nur angerufen werden, 
wenn zuvor ein (behördliches) Vorverfahren zur Überprüfung einer 
ablehnenden Entscheidung durchgeführt wurde und, von Be-
deutung, wenn Informationen von Privaten begehrt werden, die 
Feststellung, dass die Verwaltungsgerichte anzurufen sind; dies 
freilich auch erst, wenn zuvor die auskunftsverpflichtete Stelle Ge-
legenheit hatte, ihre (ablehnende) Entscheidung noch einmal zu 
überdenken. Nicht einmal die Frage, ob das sogenannte in-camera-
Verfahren4 auch im reinen Informationsprozess Geltung hat, eine 
Frage, die inzwischen jedoch gerichtlich positiv entschieden 
wurde5.  
 
Weder angesprochen noch gelöst sind Fragen der Beschleunigung 
des informationsrechtlichen Prozesses noch die Kostenfrage. In der 
Folge bleibt der informationsrechtliche Prozess ein ganz normaler 
Verwaltungsprozess mit großer Verfahrensdauer und unsicheren 
Kosten.  
 
2. Die Kostenfrage 
 
Was die – empirisch schwierig zu erforschende6 – Unsicherheit der 
Kosten angeht, so ist zunächst anzumerken, dass die Informations-
rechte, um die es hier geht, interesselos bestehen, während sich 
üblicherweise Prozesskosten am (finanziellen) Interesse des 
Klägers orientieren7. Für diesen Fall des interesselosen Zugangs ist 
gesetzlich die Festlegung eines sogenannten „Auffangstreitwerts“ 
vorgesehen, der derzeit 5.000 Euro beträgt. Dieser Streitwert führt 

                                    
4 § 99 Abs 2 VwGO. In einem solchen Verfahren werden die 

streitgegenständlichen Informationen nur (insoweit eine Abweichung vom 
Öffentlichkeitsgrundsatz des gerichtlichen Verfahrens bzw. dem Grundsatz, 
dass die Verfahrensakten des Gerichts auch den Parteien vollständig 
zugänglich sind) dem Gericht vorgelegt, dass dann aufgrund der originären 
Dokumente entscheiden kann, ob die Auskunftsverweigerung rechtmäßig 
ist. Die Regelung betrifft nicht den spezifischen Informationsprozess, also 
den Prozess, in dem nur um den Zugang zu Informationen gestritten wird.  

5 Anwendbarkeit des § 99 Abs VwGO im rein informationsprozessrechtlichen 
Prozess: OVG Schleswig, Beschluss vom 4.4.2006 - 4 LB 2/06  

6 Die Veröffentlichung von Gerichtsurteilen enthält in aller Regel keine 
Angabe hinsichtlich des Streitwerts. 

7 §§ 2ff ZPO 



  

bereits zu Prozesskosten von etwa 2.500 Euro pro Instanz (bei 
Drittbetroffenheiten etwa 3.500 Euro) mit der Folge, dass der 
Gesamtprozess Kosten von 10.000 Euro allein nach Maßgabe 
dieser sogenannten gesetzlichen Gebühren überschreiten kann. 
Bedenkt man, dass ein derartiger Prozess ohne Weiteres ein aus 
nur wenigen Seiten bestehendes Dokument betreffen kann, das 
beispielsweise vom ehrenamtlichen Mitarbeiter eines Naturschutz-
verbandes benötigt wird, erscheint dies alles andere als kosten-
günstig. Dies hat die Gerichte jedoch nicht abgehalten, bei 
Informationsprozessen, in denen um mehr als eine Frage gestritten 
wurde, den Streitwert mit einem Vielfachen des Regelstreitwerts 
anzusetzen8; der höchste dem Unterzeichner bekannte fest-
gesetzte Streitwert beträgt 30.000 Euro, der höchste angedrohte 
Streitwert 100.000 Euro. Dies ist eine Widersinnigkeit. Wenn ein 
Interesse an einer Frage nicht feststellbar ist, dann gilt dies auch für 
eine Gesamtheit von Fragen: Das Vielfache eines unbestimmten 
Werts kann nichts anderes als ebenfalls ein unbestimmter Wert 
sein. Dies ficht die Gerichte („iudex non calculat“) nicht an, und 
auch das Bundesverfassungsgericht9 hielt es nicht für nötig, sich 
des Problems anzunehmen, benötigte freilich allein für diese Fest-
stellung etwa zwei Jahre.  
 
Dieser Teil des Kostenproblems könnte regulatorisch durchaus ab-
gefangen werden, indem der Kostenplafond des Informations-
prozesses gesetzlich festgeschrieben würde, am einfachsten durch 
eine Festlegung des Streitwerts10. Dies würde zumindest abfangen, 
dass der Antragsteller im Gerichtsverfahren die Arbeit der 
informationspflichtigen Stellen subventionieren muss.11 
 
Eine Verschärfung des Kostenproblems entsteht allerdings 
dadurch, dass ein Informationsprozess durchaus arbeitsintensiv 
sein kann. Dies liegt nicht nur daran, dass das Rechtsgebiet ver-
gleichsweise neu ist, sondern auch und vielfach daran, dass viel-
                                    
8 Seit: OVG Schleswig 4 O 9/96, bestätigt durch die unten genannten 

Nichtannahmeentscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
9 BVerfG 1 BvR 824/96 vom 15. September 1998 (Nichtannahme einer 

Verfassungsbeschwerde) 
10 Vgl den Vorschlag in Artikel 5 des „Verbändeentwurfes“ für ein IFG des 

Bundes, netzwerk recherche eV u.a., April 2004 
11 Der Einwand, dass dies ja nur den Fall des Unterliegens vor Gericht betrifft, 

ist nicht stichhaltig. Ob ein Prozess geführt wird, hängt vom absehbaren 
Kostenrisiko ab.  



  

fach eine Kenntnis und Bearbeitung des Kollateralrechts erforder-
lich ist. In der Entscheidung EuGH C-321/96 (Mecklenburg/Landrat) 
in der es um die Stellungnahme einer Landschaftspflegebehörde 
(Naturschutzbehörde) in einem straßenbaurechtlichen Planfest-
stellungsverfahren ging, war eine Kenntnis des zugehörigen 
Rechtsgebiets erforderlich, um die Bedeutung des abgeforderten 
Dokuments und seine Einordnung als Umweltinformation zu ver-
stehen. Im Streit um die Frage, ob Informationen über Agrarsub-
ventionen Umweltinformationen sind, war aus den vielfältig ge-
stalteten Finanzierungsinstrumenten der gemeinsamen Agrarpolitik 
zu abstrahieren, in welcher Weise die Vergabe derartiger 
Informationen sich auf die Umwelt auswirkt12. In einem Rechtsstreit 
um die Freigabe von gerichtlichen Anwaltsschriftsätzen hatte die 
Behörde sich auf Urheberrecht berufen mit der Folge, dass im 
Prozess urheberrechtliche Fragen bearbeitet werden mussten13. 
Letztlich ist zu beobachten, dass im Prozess die Behörden dazu 
neigen, jede juristische Finesse, die ihnen eine Auskunftsver-
weigerung ermöglicht, auszureizen, so dass insoweit ein erheb-
licher Aufwand unvermeidlich ist. Dies bedeutet, dass der 
anwaltliche Aufwand für den jeweiligen Prozess oft nicht an-
gemessen durch die gesetzlichen Gebühren abgedeckt ist. Die 
Frage der Kostenbeschränkung durch Regulierung der gesetzlichen 
Gebühren kann insoweit nur eingeschränkt gelingen. 
 
Was das Zeitproblem angeht, liegt es nahe, über die Vorschriften 
über den Vorläufigen Rechtsschutz („Eilverfahren“) nachzudenken. 
Hier begegnet der Informationsprozess dem spezifischen Problem, 
dass es eine vorläufige Informationsfreigabe nicht gibt, während 
schon begrifflich14 der Vorläufige Rechtsschutz eine Rechtsposition 
eben nur vorläufig gewähren soll. Dementsprechend waren lange 
Zeit gerichtliche Anträge im Verfahren des Einstweiligen Rechts-
schutzes erfolglos. Hier ist im Gefolge der Auseinandersetzung um 
die Planfeststellung des Flughafens Frankfurt eine gewisse 
Änderung eingetreten. Tatsächlich hat der VGH Kassel (VGH 

                                    
12 Es zeichnet sich derzeit ab, dass im Ergebnis ein von den Einzelheiten des 

Finanzierungsinstruments unabhängiger Konsens sich zu entwickeln 
scheint, dass derartige Informationen Umweltinformationen sind. Dies 
widerspricht aber nicht der These, dass eine Analyse der konkreten 
Rechtssituation jeweils erfolgen muss. 

13 VG Schleswig 3A 10/96 – Anwaltsschriftsätze (Erledigungsentscheidung) 
14 Vgl § 123 VwGO 



  

Kassel 12 Q 2828/00 vom 20.3.2007) zu Recht in der Entscheidung 
festgehalten:  
 
Das Recht, im Planfeststellungsverfahren Einwendungen erheben 
und diese in einem Erörterungstermin substanziell erörtern zu 
können, wird durch den Anspruch auf Umweltinformationen nach 
der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 28.1.2003 mit der rechtlichen Konsequenz erweitert, 
dass die Betroffenen, die zur Erhebung von Einwendungen befugt 
sind, bei der Begründung und Erörterung dieser Einwendungen auf 
den bei der Planfeststellungsbehörde, der Anhörungsbehörde oder 
sonstigen Behörden vorhandenen Akteninhalt mit Umweltdaten 
zurückgreifen können. 
 
Damit ist immerhin für eine besondere Situation zeitgebundener 
Informationen die Einforderung von Informationen im gerichtlichen 
Eilverfahren möglich geworden. Als allgemeine Methode der Ver-
fahrensbeschleunigung ist die Berufung auf die Verfahren des Vor-
läufigen Rechtsschutzes jedoch ungeeignet. 
 
3. Zur Rechtslage 
 
Die derzeit bestehende Situation in Deutschland dürfte jedenfalls im 
Bereich des Zugangs zu Umweltinformationen mit dem be-
stehenden internationalen Rechtshintergrund nicht vereinbar sein.  
 
Richtig ist zwar, dass die Regulierung der Umweltinformationsricht-
linie 2003/4/EG über die Kosten der Rechtsverfolgung („Dieses Ver-
fahren muss zügig verlaufen und darf keine oder nur geringe 
Kosten verursachen.“15) nur das außergerichtliche Verfahren be-
trifft.  
 
Die Richtlinie 2003/4/EG basiert jedoch auf dem Übereinkommen 
von Aarhus16, das im Übrigen von Deutschland ratifiziert wurde. 
Das Übereinkommen regelt sowohl für das behördliche als auch 
das gerichtliche Verfahren:  
 
Zusätzlich und unbeschadet des Absatzes 1 stellen die in den Ab-
sätzen 1, 2 und 3 genannten Verfahren angemessenen und 
                                    
15 Dort: Artikel 6 Abs 1 
16 Vgl: Erwägungsgrund 5 der Richtlinie 2003/4/EG 



  

effektiven Rechtsschutz und, soweit angemessen, auch vorläufigen 
Rechtsschutz sicher; diese Verfahren sind fair, gerecht, zügig und 
nicht übermäßig teuer. Entscheidungen nach diesem Artikel werden 
in Schriftform getroffen oder festgehalten. Gerichtsentscheidungen 
und möglichst auch Entscheidungen anderer Stellen sind öffentlich 
zugänglich. 
 
Insoweit stellt sich heraus, dass die Richtlinie die Aarhus-
Konvention nicht abdeckt. Die Erfordernisse „fair, gerecht, zügig 
und nicht übermäßig teuer“ werden auch durch die deutsche 
Rechtslage und erst recht die behördliche und gerichtliche Praxis 
nicht erfüllt.  
 
4. Grundsatz- oder Einzelprozess? 
 
Gerichtsentscheidungen gelten grundsätzlich nur inter partes, d.h., 
zwischen den Parteien des jeweiligen Rechtsstreits. Eine Präjudiz-
wirkung ist von der Verfassung nicht vorgesehen17. Insoweit also 
der Informationsprozess wegen seiner beschränkten Brauchbarkeit 
für die Herstellung von Einzelfallgerechtigkeit (auch oder gerade) 
Grundsatzentscheidungen mit praktischer Präjudizwirkung entfalten 
soll, ist eine Frage, deren Beantwortung sich im rechtspolitisch Un-
gewissen verliert.  
 
In der Auseinandersetzung zwischen den Verfechtern der 
Informationsfreiheit und den Bewahrern des Amtsgeheimnisses 
stehen sich zwei Interessen gegenüber. Die eine Seite möchte den 
gewonnenen Prozess, um relevante Einzelinformationen zu er-
halten und weitere gerichtliche Auseinandersetzungen zu ver-
meiden, die andere Seite möchte zum einen vermeiden, relevante 
Informationen herauszugeben, zugleich aber verhindern, dass eine 
Grundsatzentscheidung in die Welt gelangt, die es verunmöglicht, 
die gleiche Verweigerungshaltung in Zukunft noch einmal zu üben.  
 
Hierbei liegt es zunächst in der Natur der Sache, dass der Amts-
walter, der den Informationszugang, auch bei an sich klarer Rechts-
lage, verweigern möchte, keinerlei (persönliche) Risiken eingeht, 
wenn er dies tut. Die allgemeine Behauptung, dass Behörden 
willkürlich, also entgegen klarer Rechtslage, die Herausgabe von 
                                    
17 Abmildern insoweit Artikel 95 Abs 3 GG, wo auf die „Einheitlichkeit der 

Rechtsprechung“ abgehoben wird. 



  

Informationen verweigern, wäre als solche verwegen, und soll hier 
so nicht vertreten werden. Der Verfasser ist aber der Meinung, dass 
es durchaus einen gewissen Aufwand wert wäre, die Frage zu 
untersuchen. Dass solche Fälle vorkommen, dürfte nämlich un-
streitig sein18. Bevor hierauf anhand eines Beispiels eingegangen 
wird, sei auf ein anderes Problem hingewiesen, das nach der – zu-
gegeben beschränkten – Erfahrung des Unterzeichners spezifisch 
für den Informationsprozess ist.  
 
5. Die Beendigung des Informationsprozesses durch 

Erledigung 
 
Eine überraschend hohe Quote von dem Verfasser bekannten19 ge-
richtlichen Auseinandersetzungen endete nämlich nicht mit einer 
streitigen Entscheidung, sondern durch „Erledigung“. Erledigung 
eines Rechtsstreits heißt, dass es den Rechtsstreit deshalb nicht 
mehr gibt, weil das geltend gemachte Recht bereits erlangt, im 
Informationsprozess: die umstrittene Information bekannt gegeben 
wurde. Folgende Beispiele seien genannt: 
 
In VG Schleswig 3A 10/96 (Entscheidung vom 3.1.2000) ging es 
um Anwaltsschriftsätze, die in einem Streit um die Zulässigkeit der 
Jagd in einem Vogelschutzgebiet an der Elbe eingereicht worden 
waren. Die Information war zeitgebunden, da es (auch) um die Ver-
längerung vertraglicher Regelungen zur Jagd ging. In diesem Fall 
kam es für viereinhalb Jahre nicht zur Verhandlung. Der Fall wurde 
durch Erledigung beendet. Zwar gingen die Kosten an die beklagte 
Behörde, aber der argumentative Aufwand, der die Frage betraf, 
ob, und wenn ja, unter welchen Bedingungen Anwaltsschriftsätze 
unter urheberrechtlichen Gesichtspunkten geheim gehalten werden 
können, ging ins Leere.  
 
In VG Schleswig 12 A 439/96, VK Köln 13 K 1389/99 (Linien-
bestimmung A20 Südumfahrung Lübeck) ging es um die Zugäng-
lichkeit einer Linienbestimmungsentscheidung des Bundesver-
kehrsministers. Tatsächlich war die Kenntnis dieser Entscheidung 

                                    
18 Hierzu unten die Fälle zur Planfeststellung Flughafen Frankfurt 
19 Ein Teil des Problems besteht gerade darin, dass derartige 

Auseinandersetzungen über den Kreis der Beteiligten hinaus selten 
bekannt werden. Denn weil der Streit durch Erledigung endet, gibt es keine 
Entscheidung, die sinnvollerweise veröffentlicht werden könnte.  



  

für die am Verfahren Beteiligten wichtig. Die zugehörigen Eilver-
fahren blieben freilich erfolglos20. Rechtlich spielten seinerzeit noch 
der Ausnahmegrund des „laufenden verwaltungsbehördlichen Ver-
fahrens“ und die Frage, ob das Linienbestimmungsverfahren ein 
solches sei, eine Rolle. Wiederum wurde die gerichtliche Ent-
scheidung durch Freigabe des Dokuments vermieden. Für die Frei-
gabe wurden erhebliche Gebühren verlangt (mehrere 100 DM). Als 
dies jeweils angegriffen wurde, wurden die Forderungen ermäßigt, 
sodass auch die Kostenfrage nicht entschieden wurde21.  
 
In dem Verfahren EuGH C-29/00 (§ 4 EnWG) ging es um die Frei-
gabe einer sogenannten „Nichtbeanstandungsentscheidung“ für 
den Bau von Stromfreileitungen. Diese Entscheidungen kamen in 
gewisser Weise einer Genehmigung gleich22. Die Freigabe dieser 
Dokumente war sehr umstritten und von der schleswig-
holsteinischen Landesregierung abgelehnt worden; diese war hierin 
vom OVG Schleswig (4 L 213/95) und vom Bundesverwaltungs-
gericht (7 B 84/98 vom 10. Juli 199823) bestätigt worden. Nachdem 
die Europäische Kommission Klage eingereicht hatte24, gab die 
schleswig-holsteinische Landesregierung das Dokument frei, 
woraufhin die Kommission die Klage zurück nahm und die 
interessante Frage nach der Fehlerhaftigkeit der zugehörigen Ent-
scheidungen des OVG Schleswig und des Bundesverwaltungs-
gerichts unbeantwortet blieb.  
 
In ähnlicher Weise wurden eine Reihe von Fällen aus dem vom 
Unterzeichner geführten Beschwerdeverfahren 96/4062 bei der 
Europäischen Kommission behandelt, sodass die schließlich ge-
führte Klage (EuGH C-217/97, Entscheidung vom 9.9.1999) sich 
auf wenige Punkte, in denen die Bundesregierung unnachgiebig 
bleiben wollte, beschränkt wurde.  
 

                                    
20 Insoweit stellt die Eilentscheidung des VGH Kassel zum Flughafen 

Frankfurt einen echten Fortschritt dar. 
21 Verfahren über Gebührenbescheide, die auf diese Weise endeten, sind 

z. B. VG Schleswig 12 A 169/93 und VG Berlin 1 A 46/00 
22 Die Rechtslage ist hier inzwischen anders. Der Fall beruht auf einer vom 

Verfasser bei der Kommission eingereichten Beschwerde. 
23 Das Bundesverwaltungsgericht ließ die Revision nicht zu, weil es um 

auslaufendes Recht (§ 4 EnWG) ginge. Diese Begründung ist falsch, denn 
der Rechtsstreit betraf Umweltinformationsrecht.  

24 Die Klageschrift liegt dem Unterzeichner vor.  



  

Ein neuerer Fall ist VG Düsseldorf 26 K 668 / 06 vom 24.8.2007 
(Agrarsubventionen). In diesem Fall wurden die begehrten 
Informationen unmittelbar vor Eintritt in die mündliche Verhandlung 
teilweise freigegeben25. Dieser Fall ist deshalb besonders 
interessant, weil das Urteil des VG Düsseldorf die Erledigungs-
erklärung nicht enthält; die Freigabe lässt sich nur dem Protokoll 
der mündlichen Verhandlung entnehmen.  
 
In eine ähnliche Richtung geht die Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts 7 C 13.08 vom 28.5.2009. Auch in diesem Fall 
ging es um die Frage der Bekanntgabe von Namen und Betriebs-
bezeichnungen der Empfänger von Agrarsubventionen. Das 
Bundesverwaltungsgericht wies die Revision des Beklagten ab, 
sodass die erstinstanzliche Entscheidung, die dem Kläger den An-
spruch auf die begehrten Informationen zugestanden hatte, auf-
recht erhalten blieb, allerdings, ohne die maßgeblichen Rechts-
fragen zu entscheiden. Das Gericht stellte sich auf den Standpunkt, 
die Vorinstanz habe aufgrund tatsächlicher Feststellungen ent-
schieden und der Beklagte habe in der Revision keine rechtlichen 
Einwände erhoben, sondern nur seinen Tatsachenvortrag wieder-
holt. Die im Zentrum stehenden Rechtsfragen, nämlich einmal, ob 
ein berechtigtes Interesse an Geheimhaltung besteht, wenn es um 
(rechtsförmig) vergebene Informationen geht, oder zum anderen, 
ob die begehrten Informationen Umweltinformationen seien, wurden 
vom Gericht nicht entschieden.  
 
Nach alledem ist der Verfasser der Auffassung, dass eine rechts-
empirische Untersuchung in diese Richtung, nämlich, über die Frei-
gabe von Informationen im Prozess Bestandteil einer Strategie ist, 
Grundsatzentscheidungen zu vermeiden und insgesamt die 
Informationsfreiheit zu schwächen, durchaus lohnenswert sein 
könnte.  
 

                                    
25 Es ging um die Empfänger von Agrarsubventionen. Die Landesregierung 

NRW gab die sogenannten betriebsbezogenen (auf juristische Personen 
bezogenen) Informationen frei, sperrte aber die Informationen zu 
Einmannbetrieben aufgrund Datenschutzes.  



  

6. Der Fall Fraport und das Ignorieren von „Grundsatzent-
scheidungen“ 

 
Im Zusammenhang mit der Planfeststellung des Flughafens 
Frankfurt ist auch gerichtlich um den Zugang zu (Umwelt-) 
Informationen gestritten worden. In dem einen Fall (VGH Kassel 12 
Q 2828/05 vom 6.1.2006) ging es um Einblicke in die Verfahrens-
akte, in dem anderen (VGH Kassel 11 A 1999/06 vom 20.3.2007, 
BVerwG 4 C 13/07 vom 21.2.2008) um Zugang zu der sogenannten 
CADEC-Datei. Letztlich waren Antragsteller bzw. Kläger in beiden 
Verfahren erfolgreich.  
 
Für die vorliegende Diskussion ist jedoch nicht dieser Punkt von 
Bedeutung, sondern die Frage, warum es hinsichtlich der be-
gehrten Informationen überhaupt zu einer gerichtlichen Aus-
einandersetzung kommen musste. Denn bei den begehrten 
Informationen ging es um Informationen im Planfeststellungsver-
fahren, die ggfs im Planfeststellungsbeschluss berücksichtigt 
werden mussten. Hierzu hatte der EuGH (EuGH C-321/96 - 
Mecklenburg) jedoch bereits am 18. Juni 1998 entschieden:  
 
Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 90/313/EWG des Rates vom 
7. Juni 1990 über den freien Zugang zu Informationen über die 
Umwelt ist so auszulegen, dass er auf eine Stellungnahme einer 
Landschaftspflegebehörde im Rahmen ihrer Beteiligung an einem 
Planfeststellungsverfahren Anwendung findet, wenn diese 
Stellungnahme geeignet ist, die Entscheidung über die Planfest-
stellung hinsichtlich der Belange des Umweltschutzes zu beein-
flussen.  
 
Nach Ansicht des Verfassers ist deshalb wenig verständlich, warum 
überhaupt vor Gericht gestritten werden musste. Dieses Verständ-
nis wird noch geringer, wenn man bedenkt, dass der wahrscheinlich 
für die jeweiligen Nichtfreigabeentscheidungen verantwortliche Ver-
handlungsleiter der ehemalige Vorsitzende des 4. Senats des 



  

Bundesverwaltungsgerichts26 war, dem ggfs jedenfalls mangelnde 
Rechtskunde nicht unterstellt werden könnte.  
 
Der Fall zeigt, dass selbst höchstrichterliche Grundsatzent-
scheidungen in der Folge ignoriert werden, ein für den rechtsstaat-
lichen Konsens äußerst bedenkliches Phänomen. Mag dies noch 
formal „gerechtfertigt“ sein, als es, wie oben skizziert, verfassungs-
rechtlich die verbindliche Grundsatzentscheidung nicht gibt, so sind 
dem Unterzeichner sogar Fälle bekannt, in denen Informationen 
selbst nach rechtskräftiger Verurteilung nicht freigegeben wurden. 
Derartige Fälle dürften jedoch noch nicht als typisch gelten.  
 
Etwas anders gelagert ist folgende Beobachtung. In OVG 
Schleswig 4 L 139/98 vom 15.9.1998 hatte das OVG Schleswig 
entschieden, die Gutachten über die vorläufig ausgewählten FFH-
Gebiete in Schleswig-Holstein seien freizugeben und das beklagte 
Landesamt für Naturschutz könnte sich nicht auf den Ausnahme-
grund der „Vertraulichkeit der Beratungen von Behörden“ berufen, 
da dieser nur die Beratung selber, nicht aber die zugrunde 
liegenden Beratungsgegenstände, in diesem Fall also die be-
gehrten Gutachten, betreffe. Kurz danach entschied das Gericht 
(OVG Schleswig 4 M 102/99 vom 14.12.1999) jedoch, die 
Kabinettsvorlage, mit der entschieden wurde, ob die jeweiligen Ge-
biete nun tatsächlich in die Liste der FFH-Gebiete aufgenommen 
werden sollten, unterfalle sehr wohl diesem Ausnahmegrund, da sie 
die verschiedenen Positionen der Ressorts enthalten könne. Damit 
war eine erhebliche Blockade wieder eingeführt und der 
Ausnahmtatbestand eben nicht mehr eng ausgelegt, auch dies ein 
Fall, der zeigt, dass vermeintliche Grundsatzentscheidungen nicht 
immer weiter helfen.  
 

                                    
26 Vgl hierzu: © Fraport 3.4.2006, Darmstadt (ddp-rps) - … Der Anhörungs-

leiter und langjährige Richter am Bundesverwaltungsgericht, Günter 
Gaentzsch, schloss auf Nachfrage nicht aus, dass durch die erforderlichen 
Nachbesserungen erneuter Erörterungsbedarf entstehen könnte. Gleich-
wohl zeigten sich alle Beteiligten überzeugt, dass sich am Zeitplan für Ge-
nehmigung, Bau und Inbetriebnahme der neuen Piste nach derzeitigem 
Stand nichts ändert. 



  

7. Folgerungen und Lösungsansätze 
 
Der Rechtsweg ist zwar unerlässlich, führt aber nur sehr bedingt 
zur (Stärkung der) Informationsfreiheit. Dies liegt teilweise an der 
Schwäche der Gesetze, sodass insoweit Korrektive auf der gesetz-
lichen Ebene erforderlich sind. Dies betrifft das hier vor allem an-
gesprochene Prozessrecht. Zu denken ist aber auch daran, dass 
die Informationszugangsgesetze dahin ausgerichtet werden 
könnten, dass Prozesse vermieden werden. Dies könnte ins-
besondere geschehen durch Kataloge von Dokumenten, die immer 
freizugeben sind bzw. durch Rückausnahmen. Letzteres Konzept 
hat sich nur für den Fall der „Emissionen in die Umwelt“ durch-
gesetzt, könnte aber in vielen anderen Fällen eingesetzt werden, 
beispielsweise bei Informationen über vergebene Subventionen 
oder abgeschlossene Ausschreibungen oder Grundstücks-
geschäfte.  
 
Zu denken wäre, nun wiederum eher prozessrechtlich, an Alter-
nativen bzw. Ergänzungen zum klassischen Prozessrecht. So sind 
im Vergaberecht spezielle bei den Behörden angesiedelte (Ver-
gabe)Kammern mit gerichtlichen Befugnissen vorgesehen. Im 
Informationsrecht ginge es um „Informationsbeauftragte“, die nicht 
nur Empfehlungs-, sondern auch Entscheidungskompetenzen 
hätten. Da letztlich die Fälle aber doch wieder bei Gericht landen, 
ist eine Verbesserung des Prozessrechts auf Dauer unvermeidlich. 
Wiederum lehrt das Vergaberecht, dass auch den Gerichten enge 
Fristen vorgegeben werden können (vgl. § 113 Abs 1, § 121 Abs 3 
GWB – Entscheidung jeweils binnen fünf Wochen). Dies sollte nicht 
nur dann der Fall sein, wenn der öffentlichen Hand an einer 
raschen Durchführung ihrer Vorhaben gelegen ist, sondern auch, 
wenn es der Öffentlichkeit um den Zugang zu Informationen geht.  
 
Schließlich wäre an eine Missbrauchsklausel bei Rechtsmissbrauch 
(vgl. auch insoweit das Vergaberecht, § 125 GWB) zu denken. Der 
amerikanische Freedom of Information Act enthält eine solche 
Klausel, die bei Rechtsmissbrauch Disziplinarmaßnahmen gegen-
über den beteiligten Beamten vorsieht27.  
 

                                    
27 FOIA (2002) 5 USC § 552 (a) (4) (F) 



  

Gleichwohl hätte eine wirkliche Entscheidung des Gesetzgebers für 
die Informationsfreiheit ganz vorne zu stehen. Die Schwierigkeiten 
des Informationsprozesses spiegeln letztlich nur teilweise den 
Missbrauch der öffentlichen Stellen, vor allem aber die Mängel der 
materiellen Rechtslage wider. Zugleich verleitet eine Rechtslage, 
die deutlich indiziert, dass der Gesetzgeber in Wirklichkeit von 
Informationsfreiheit nicht viel hält, die ausführenden Personen zu 
engherziger Anwendung und im Zweifel zu Missbrauch. 
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Drei Gesetze – ein Anspruch: Das Recht auf Informations-
zugang nach IFG, UIG und VIG 
 
 
1. Die „Familie“ der Informationsfreiheitsgesetze 
 
In Deutschland gibt es nicht ein einziges, einheitliches, allgemeines, 
für alle denkbaren Ansprüche auf Informationszugang geltendes 
Informationsfreiheitsgesetz. Vielmehr ist das Informationsfreiheits-
recht auf eine Vielfalt von Gesetzen verteilt. Hierzu gehören zwölf 
Informationsfreiheitsgesetze (IFG) – eines im Bund, 11 in Bundes-
ländern und 17 Umweltinformationsgesetze (UIG) – wiederum eines 
im Bund und 16 in den Ländern, d. h. für jedes Land eines. Hinzu 
kommen ein Verbraucherinformationsgesetz auf Bundesebene 
(VIG) sowie verschiedene spezielle, einen Informationsanspruch 
begründende Gesetze wie das Geodatenzugangsgesetz oder das 
Stasi-Unterlagengesetz. Damit gibt es über 30 Informations-
zugangsgesetze, die durch ein Informationsweiterverwendungs-
gesetz, das die Bedingungen für die Verwendung von an Unter-
nehmen weitergegebenen Informationen zu gewerblichen Zwecken 
regelt, ergänzt werden.  
 
Wie in jeder „normalen“ Familie gibt es auch zwischen diesen ver-
schiedenen Gesetzen Konflikte. Alle dienen dem Ziel der Schaffung 
von Transparenz im Verhältnis zwischen Staat und Bürgern durch 
Schaffung von Informationsfreiheit. Mit dem vorliegenden Beitrag 
sollen die drei wesentlichen Informationszugangsgesetze auf Bun-
desebene, IFG, UIG und VIG, vorgestellt und miteinander ver-
glichen werden. Vor allem soll der Frage nachgegangen werden, ob 
eine solche Aufteilung auf verschiedene Zugangsgesetze geboten, 
zweckmäßig und bürgerfreundlich ist.  
 
Auch wenn die unmittelbaren Ziele der drei Gesetze identisch sind, 
stehen doch weitere, voneinander abweichende Ziele dahinter. 
Beim IFG geht es vorwiegend um die Förderung des Demokratie-



prinzips durch Transparenz. Eine möglichst „gläserne“ Verwaltung 
soll dazu beitragen, dass der überkommene verwaltungsrechtliche 
Grundsatz der Geheimhaltung vom Grundsatz der Aktenöffentlich-
keit abgelöst wird. Ähnlich ist die Zielrichtung des UIG, wobei dieses 
auf den Bereich des Umweltschutzes beschränkt ist. Durch die 
Öffentlichkeit von Umweltinformationen soll der Umweltschutz ver-
bessert werden. Beim VIG steht der Verbraucherschutzgedanke im 
Vordergrund. Nach diversen „Gammelfleisch“- und anderen 
Lebensmittelskandalen wurde hiermit ein Instrument geschaffen, mit 
dem Verbraucher insbesondere Informationen über Verstöße gegen 
das Lebens- und Futtermittelrecht einfordern können.  
 
Nicht nur die mittelbaren Ziele, auch die Herkunft der drei Gesetze 
ist zum Teil verschieden. Zwar haben alle Informationsfreiheits-
gesetze die Idee der Zivilgesellschaft im Hintergrund. Dies gilt in 
erster Linie für das allgemeine IFG. Beim UIG kommt die Umwelt-
bewegung hinzu, beim VIG die Verbraucherbewegung.  
 
Die Gesetze unterscheiden sich weiterhin in den jeweiligen Voll-
zugszuständigkeiten. Während für das IFG der Innenminister und in 
Teilen auch die Beauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit zuständig sind, sind dies für das UIG die Umweltressorts, für 
das VIG das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 
 
Einen weiteren Unterschied gibt es zwischen dem UIG und den 
beiden anderen Gesetzen: das UIG hat mit der Aarhus-Konvention 
einen völkerrechtlichen und mit der EG-Umweltinformationsrichtlinie 
auch einen gemeinschaftsrechtlichen Überbau. Anders als im Falle 
von IFG und VIG ist die Bundesrepublik als Aarhus-Vertragspartei 
und Mitglied der EU zur Schaffung von Informationsfreiheit im 
Umweltbereich verpflichtet. 

 
Im Folgenden werden die drei Gesetze im Wege einer synoptischen 
Gegenüberstellung miteinander verglichen. Ziel soll es sein, Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede festzustellen, nicht im Sinne eines 
allgemeinen „Beauty-Contest“, sondern um herauszufinden, 
welches Gesetz aus Sicht potenzieller Antragsteller dem Grundsatz 
der Informationsfreiheit am besten entspricht. 
 



2. Gegenüberstellung UIG – IFG – VIG des Bundes 
 
Mit der Gegenüberstellung werden die Bereiche Anspruchs-
berechtigte, Anspruchsgegner, betroffene Informationen, Verfahren 
(Form des Antrags, Fristen), Kosten, Verweigerung des Zugangs 
und Rechtsschutz betrachtet. 
 
Anspruchsberechtigt ist nach allen drei Gesetzen jede Person, ohne 
irgendeine persönliche oder territoriale Einschränkung. Dazu zählen 
auch juristische Personen wie Unternehmen. Für juristische 
Personen des öffentlichen Rechts ist der Anspruch grundsätzlich 
nicht vorgesehen. Jedoch gibt es insoweit Ausnahmen, z. B. für 
Gemeinden, die im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts 
Informationsansprüche geltend machen oder für Kirchenverbände. 
 
Die Anspruchsgegner werden in den drei Gesetzen unterschiedlich 
benannt: im UIG wird von „informationspflichtigen Stellen“, im IFG 
von „Behörden“ (des Bundes) und im VIG von „Stellen“ gesprochen. 
Während UIG und IFG grundsätzlich alle Behörden des Bundes der 
Informationspflicht unterwerfen, erstreckt sich das VIG darüber hin-
aus auf Behörden des Landes und grundsätzlich auch der Ge-
meinden, soweit diese Aufgaben im Bereich des Lebens- und 
Futtermittelrechts wahrnehmen. Ein grundlegender Unterschied 
zwischen dem UIG und den beiden anderen Gesetzen besteht 
darin, dass im UIG auch private Stellen informationspflichtig sind, 
soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder Dienstleistungen 
erbringen, die im Zusammenhang mit der Umwelt stehen. Dabei 
müssen sie der Kontrolle des Bundes unterstehen. Die Abgrenzung, 
welche privaten Stellen im Einzelnen hierunter fallen und welche 
nicht, ist schwierig und leider noch nicht gerichtlich geklärt. Z. B. 
weigert sich die Bahn AG aus grundsätzlichen Erwägungen, eine 
Informationspflicht anzuerkennen. Nach dem IFG und dem VIG sind 
Ansprüche auf Informationen, die bei privaten Stellen liegen und 
über die die Behörde verfügt, an die Behörden zu richten. 
 
Unterschiedlich sind auch die von den jeweiligen Gesetzen er-
fassten Informationen. Das UIG gilt für Umweltinformationen. Dazu 
zählen u. a. Daten über die Umweltbestandteile sowie darauf ein-
wirkende Faktoren, über menschliche Maßnahmen und Tätigkeiten, 
die sich auf die Umwelt auswirken können, wirtschaftliche Analysen 



und Annahmen und auch über die menschliche Gesundheit, die 
Lebensbedingungen bis hin zur umweltbezogenen Kontamination d. 
Lebensmittelkette. In diesem Punkt kann es Überschneidungen mit 
dem VIG geben, nach dem vor allem Informationen über Verstöße 
gegen das Lebens- und Futtermittelrecht auf Antrag herauszugeben 
sind. Nach dem IFG ist jede amtlichen Zwecken dienende Auf-
zeichnung grundsätzlich auf Antrag mitzuteilen. 
 
Weitere Unterschiede zwischen den drei Informationsfreiheits-
gesetzen betreffen das Verfahren. Ein Antrag ist bei allen Gesetzen 
erforderlich. UIG und IFG lassen auch mündliche Anträge aus-
reichen, das VIG fordert dagegen die Schriftform. Ein Interesse 
braucht nicht nachgewiesen werden. Dies gilt im Falle des IFG 
jedoch nicht bei der Betroffenheit Dritter. Hier wird eine Begründung 
des Antrags gefordert. Das VIG regelt darüber hinaus, dass die 
Information in solchen Fällen erst nach Bestandskraft des Zugangs-
bescheids herausgegeben werden darf. 
 
Bzgl. der Kosten sieht die Kostenverordnung zum UIG Kostenfrei-
heit bei mündlichen und einfachen schriftlichen Auskünften vor. 
Gleiches gilt für die Akteneinsicht vor Ort. Die Höchstgebühr beträgt 
500 €. Nach der Gebührenordnung zum IFG sind ebenfalls einfache 
Auskünfte kostenfrei. Verbraucherinformationen sind, soweit es um 
Verstöße gegen das Lebens- und Futtermittelrecht geht, kostenfrei. 
Sonstige einfache Auskünfte sind jedoch mit Gebühren von 5 – 25 € 
belegt. Für alle Gesetze gilt, dass die Kostenforderungen das Recht 
auf Informationszugang nicht unverhältnismäßig behindern dürfen. 
 
Neben den Kosten sind die Ausnahmetatbestände, bei deren Vor-
liegen der Zugang zu den gewünschten Informationen verwehrt 
werden kann, ein sensibler Punkt. Das UIG verlangt insoweit immer 
eine Abwägung zwischen dem öffentlichen Interesse an der 
Herausgabe (nicht gemeint: das Interesse des Antragstellers) und 
den jeweiligen Verweigerungsgründen. Der Zugang zu Emissions-
daten ist grundsätzlich frei. Derartige Abwägungsregelungen enthält 
das IFG nicht. Der Anspruch auf Informationszugang wird hiernach 
bei der Verletzung von öffentlichen Belangen oder von Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnissen kategorisch ausgeschlossen. Bei 
personenbezogenen Daten und dem Schutz des geistigen Eigen-
tums sind wiederum Abwägungen erforderlich. Das VIG folgt inso-



weit dem Beispiel des IFG. Generell gilt, dass Ausnahmetat-
bestände eng auszulegen sind. 
 
Im Hinblick auf den Rechtsschutz sehen alle drei Gesetze den Ver-
waltungsrechtsweg vor. Weiterhin verlangen sie sämtlich vor Er-
hebung der Klage ein Widerspruchsverfahren. Das UIG enthält eine 
Besonderheit bezüglich des Rechtsschutzes gegen private 
informationspflichtige Stellen. Hier ist anstelle des Widerspruchsver-
fahrens ein internes Überprüfungsverfahren vorgesehen, das aber 
nicht Voraussetzung für die Klageerhebung ist. Das IFG enthält als 
einziges Gesetz neben dem verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz 
die Möglichkeit, als eine Art Ombudsman den Bundesbeauftragten 
für Informationsfreiheit anzurufen. 
 
Insgesamt zeigt der Vergleich der drei Informationsfreiheitsgesetze, 
dass diese im Grundsatz ein Ziel – den freien Zugang zu den 
jeweiligen Informationen – verfolgen, sich im Detail aber zum Teil 
erheblich unterscheiden. Aus der Sicht des Antragstellers enthält 
das UIG die freundlichsten Regelungen. Insbesondere wird hier-
nach auch ein Informationsanspruch gegenüber bestimmten 
privaten Stellen eröffnet. Ein wesentlicher Vorteil des IFG ist die 
Möglichkeit der Anrufung des Bundesbeauftragten. Die Zer-
splitterung des Informationsfreiheitsrechts ist aus Sicht des 
informationssuchenden Antragstellers schädlich. Es ist nicht nach-
vollziehbar, dass beinahe jedes Fachressort in der Bundesregierung 
(Umwelt, Inneres, Verbraucherschutz) für ein eigenes Informations-
freiheitsgesetz Verantwortung tragen muss. Zu dieser horizontalen 
Aufteilung kommt für UIG und IFG die vertikale Zersplitterung in 
Bundes- und Landesgesetze hinzu. 
 
3.  Exkurs: Informationsweiterverwendungsgesetz 
 
Damit nicht genug: auch im Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft existiert mit dem Gesetz über die Weiterverwendung 
von Informationen öffentlicher Stellen (IWG) vom 13.12.2006 ein die 
Informationsfreiheit betreffendes Gesetz. Dieses in Umsetzung der 
EG-Informationsweiterverwendungsrichtlinie erlassene Gesetz be-
gründet selbst keine Zugangsrechte, sondern soll die Gleich-
behandlung bei Weiterverwendung von Informationen öffentlicher 
Stellen sicherstellen. Es gilt ein Transparenz- und Gleich-



behandlungsgebot sowie ein Missbrauchsverbot für die Behörden, 
die über möglicherweise wirtschaftlich verwertbare sog. Public 
Sector Information verfügen. Insoweit ist problematisch, dass die 
aufgrund von Informationszugangsgesetzen herausgegebenen 
Informationen zunächst keinen dort geregelten Weiterver-
wendungsbeschränkungen unterliegen. Diese werden aber mit dem 
IWG unterstellt. Nicht ganz klar ist auch das Verhältnis zum Ur-
heberrecht. 
 
4.  Vorbild für Deutschland? „Freedom of Information Act“ und 

„Environmental Information Regulations“ im UK 
 
Dass durchaus konsistentere Regelungen des Informationsfreiheits-
rechts möglich sind, zeigt ein Blick auf die Rechtslage im Ver-
einigten Königreich. Zwar gibt es auch hier mit dem Freedom of 
Information Act (FOIA) und den Environmental Information 
Regulations (EIR) unterschiedliche Gesetze. Auch gibt es eine 
föderale Aufteilung, weil Schottland insoweit eigene Gesetze hat. 
Aber beide Gesetze sind inhaltlich in der Weise miteinander ver-
knüpft, dass der FOIA gewissermaßen das Muttergesetz („the Act“) 
für die EIR ist. Beide folgen einheitlichen Verfahrensregeln. Der 
dem deutschen Bundesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit vergleichbare Information Commissioner ist zu-
dem für beide Gesetze zuständig. Ganz besonders unterscheidet 
sich das britische Recht vom deutschen durch die umfangreichen 
Hilfestellungen, die sowohl den Antragstellern als auch den Rechts-
anwendern in den Behörden gegeben werden. Dazu zählt der um-
fangreiche Code of Practice, der mit normkonkretisierenden Ver-
waltungsvorschriften vergleichbar ist. Dazu gibt es detaillierte An-
wendungshinweise für informationspflichtige Stellen (advice for 
practitioners) und Antragsteller (guidance for the general public), 
Hierzu zählen ein überblicksartiger short guidance sowie ins Einzel-
ne gehende Anleitungen, z. B. für die Frage, welche Stellen 
informationspflichtig sind. Für den Bereich der FOIA wurde eine 
Liste der informationspflichtigen Stellen erstellt. Eine spezielle Liste 
für die EIR existiert jedoch nicht. Sogar Formulierungshilfen und 
Textbausteine werden angeboten, genauso wie genaue Angaben 
zu den Rechtsbehelfen (appeals procedure). Der Rechtsschutz ist 
mehrstufig. Erste Stufe ist eine kostenfreie Beschwerde bei der 
informationspflichtigen Stelle selbst, gefolgt von einem Antrag an 



den Information Commissioner. Dagegen kann das Information 
Tribunal, eine gerichtsähnliche Instanz, angerufen werden. Sowohl 
die Entscheidungen des Information Commissioners als auch die 
des Tribunals werden im Internet unter vollständiger Namens-
nennung veröffentlicht. Schließlich kann Klage bei den ordentlichen 
Gerichten eingelegt werden. 
 
5. Fazit 
 
Von den drei angesprochenen Gesetzen kommt das UIG den Be-
dürfnissen der Antragsteller am weitesten entgegen. Dennoch sind 
insgesamt die deutschen Informationsfreiheitsgesetze nicht bürger-
freundlich genug gestaltet. Sie unterscheiden sich unnötigerweise in 
ihren Voraussetzungen und im Verfahren des Informationszugangs. 
Leider sieht die Bundesregierung nicht die Notwendigkeit eines um-
fassenden Informationsgesetzbuches (IGB). Die britischen 
Regelungen können ein Vorbild für ein konsistenteres Informations-
freiheitsrecht sein. Dies gilt insbesondere auch für die Handlungs-
anleitungen. Der informationssuchende Bürger in Deutschland wird 
in dieser Hinsicht weitgehend allein gelassen. Zwar gibt es z. B. in 
den Umweltressorts von Bund und Ländern ambitionierte Web-
seiten, die den aktiven Zugang zu Informationen erleichtern sollen, 
allen voran das Portal-U als Gemeinschaftsprojekt von Bund und 
einigen Ländern. Der passive Zugang zu Informationen, d. h. die 
Stellung von entsprechenden Anträgen, wird jedoch viel zu wenig 
unterstützt. 
 
6.  Rechtspolitische Forderungen 
 
Aus den genannten Gründen werden folgende Forderungen an 
Gesetzgeber und Regierungen bzw. Verwaltungen in Bund und 
Ländern gestellt: 
 

a) Zum Zweck der Deregulierung und Vereinfachung, zur Ver-
besserung der Anwenderfreundlichkeit und der Förderung von 
Informationsfreiheit und Transparenz sind im Sinne des 
Grundrechts auf gute Verwaltung unter Beachtung der 
föderalen Kompetenzordnung sämtliche den freien Zugang zu 
bei Behörden und anderen informationspflichtigen Stellen be-



treffenden Gesetze in einem Informationsgesetzbuch (IGB) 
zusammenzufassen. 

 
b) Die Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 

sollten nach Art eines „Information Commissioner“ um-
fassende Zuständigkeiten zur Vollzugskontrolle des IGB sowie 
zur Information der Öffentlichkeit über die Möglichkeiten des 
Informationsanspruchs erhalten. 

 
c) Zur Erleichterung des Zugangs sind umfassende, leicht ver-

ständliche und eindeutige zentrale Anwendungshinweise für 
die mit dem Vollzug befassten Stellen sowie die potenziellen 
Antragsteller zu veröffentlichen 
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Sven Müller 
Referent für Informationsfreiheit bei der Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht, Kleinmachnow 
 
 
Zusammenfassung 
 
 
Wer bei öffentlichen Stellen Zugang zu Informationen beantragt, 
interessiert sich in der Regel vor allem für das Ergebnis der Akten-
einsicht und weniger für das Gesetz, welches den Informations-
anspruch regelt. Die informationspflichtige Stelle hingegen muss 
sich bei der Herausgabe der Daten nach geltendem Recht ver-
halten. Durch die zunehmende Rechtszersplitterung auf dem Gebiet 
der Informationsfreiheit stellt sich jedoch eine einfache Frage: 
Welches Recht gilt denn überhaupt? 
 
Bei der Beantwortung der Frage muss die informationspflichtige 
Stelle nicht selten zwischen den allgemeinen Informationsfreiheits-
gesetzen und dem Umweltinformationsrecht entscheiden – mit weit 
reichenden Unterschieden in den Rechtsfolgen. Nachdem in 
Brandenburg eine parlamentarische Initiative zur Zusammenführung 
des Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetzes und des 
Umweltinformationsgesetzes vorerst gescheitert ist, besteht das Er-
fordernis, im Verwaltungsalltag die richtige Entscheidung zwischen 
den Rechtsgrundlagen zu treffen, unverändert fort. Das Inter-
nationale Symposium nahm dies zum Anlass, das Umwelt-
informationsrecht aus unterschiedlichen Perspektiven genauer zu 
betrachten. Es ging um seine spezifische Entstehung, um die Um-
setzung supranationaler Verträge und Normen, um die Praxis in den 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union und um die Frage, wie die 
Pflicht zur aktiven Veröffentlichung von Umweltinformationen 
realisiert werden kann. Die Präsentationen des zweitägigen Inter-
nationalen Symposiums sind im Folgenden zusammengefasst: 
 
Darauf, dass nicht nur die aktuelle Diskussion um die Rechtsent-
wicklung die Landeshauptstadt Potsdam als Konferenzort aus-
zeichnet, wies der brandenburgische Umweltminister Dr. Dietmar 
Woidke hin. Er erinnerte in seinem Grußwort an die Umwelt-
gruppen als Keimzellen der Bürgerbewegung der späten DDR. 



Informationen über die weithin geschädigte Umwelt seien damals 
als Staatsgeheimnisse gehütet worden, um eine demokratische 
Mitgestaltung zu verhindern. Um wie viel offener der Umgang mit 
Umweltinformationen heute gehandhabt werde, machte der Minister 
am Beispiel des Gentechnikgesetzes und dem darin vorgesehenen 
öffentlichen Register sowie an der Veröffentlichung der Empfänger 
von Agrarsubventionen deutlich.  
 
Die im Jahre 2001 in Kraft getretene Aarhus-Konvention ist der 
erste völkerrechtliche Vertrag, der jeder Person Informations- und 
Beteiligungsrechte im Umweltschutz zuschreibt. Als Vertreter des 
Sekretariats der Aarhus-Konvention der Wirtschaftskommission für 
Europa der Vereinten Nationen verdeutlichte Michael Stanley-
Jones zunächst die strategische Bedeutung des Übereinkommens 
von Aarhus, die unter anderem an dessen vorgesehenen und 
praktizierten Weiterentwicklung zu erkennen sei. Die Aarhus-
Konvention betreffe jene Umweltinformationen, die der Beteiligung 
der Öffentlichkeit an staatlichen Entscheidungen in Umweltan-
gelegenheiten dienen. Ihr Anwendungsbereich sei daher weit ge-
fasst.  
 
Schwerpunkt seiner Präsentation war ein Beispiel aus dem Bereich 
des Managements natürlicher Wasserressourcen (watershed 
management): Aufgrund der eingetretenen Verbesserung der 
Wasserqualität einer kalifornischen Bucht stand zur Diskussion, 
diese von einer offiziellen Liste verschmutzter Gewässer zu 
streichen. Bedenken von Umweltschützern, dies würde wieder zu 
erhöhten Schadstoffbelastungen führen, wurden durch einen 
Aktionsplan ausgeräumt. Ein Überwachungsprogramm sah Ein-
schränkungen der Emissionen u. a. dann vor, wenn festgelegte 
Schadstoffwerte überschritten worden wären. Der Staat sicherte 
gleichzeitig die Fortführung des Dialogs mit allen Beteiligten sowie 
den Zugang zu den erforderlichen Informationen zu. Alle Akteure – 
Behörden, Unternehmen, Öffentlichkeit – profitierten davon, dass 
die Öffentlichkeit beteiligt, Umweltinformationen verfügbar gewesen 
und dadurch nicht zuletzt eine Vertrauensbasis geschaffen worden 
sei. Die Beteiligung einer informierten Öffentlichkeit erweitere somit 
das Instrumentarium des Staates für die Konfliktlösung.  
 



Für die Generaldirektion Umwelt, Kommunikation und Governance 
der Europäischen Kommission erläutert Daniele Franzone, dass 
die europäische Umweltinformationsrichtlinie aufgrund der Vor-
gaben des Übereinkommens von Aarhus im Jahre 2003 über-
arbeitet worden sei (Richtlinie 2003/4/EG). Ihr Anwendungsbereich 
erstrecke sich nicht nur auf „klassische“ öffentliche Stellen, sondern 
auch auf Private, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen und von 
ihnen kontrolliert werden. Die Richtlinie schreibe ein voraus-
setzungsloses Zugangsrecht vor. Die Bearbeitung von Anträgen 
müsse umgehend, i. d. R. aber spätestens innerhalb eines Monats 
erfolgen. Die Bedeutung einiger Ausnahmetatbestände könne wo-
möglich erst gerichtlich geklärt werden: Wie seien beispielsweise 
die Begriffe „interne Mitteilung“ oder „Material, das gerade vervoll-
ständigt wird“ zu interpretieren? In allen Ausnahmefällen habe 
jedoch eine Abwägung mit dem öffentlichen Interesse an der 
Herausgabe der Informationen zu erfolgen; jede Ablehnung sei zu 
begründen und könne angefochten werden. Die Richtlinie sehe 
nicht nur den Informationszugang auf Antrag, sondern auch – in 
Umsetzung der Aarhus-Konvention – die aktive Veröffentlichung 
von Umweltinformationen vor. Entsprechende elektronische Daten-
banken seien von den Mitgliedsstaaten zu betreiben; Mindest-
standards im Hinblick auf bestimmte Arten von Umwelt-
informationen würden vorgegeben.  
 
Die Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie sei zwischenzeit-
lich in allen Mitgliedsstaaten erfolgt. Die Ergebnisse einer Über-
prüfung, ob diese Umsetzung richtlinienkonform erfolgt ist, lägen 
der Kommission voraussichtlich im ersten Halbjahr 2010 vor. 
Bereits jetzt zeigten sich jedoch Diskrepanzen in der Umsetzung: 
Während für eine Einsichtnahme vor Ort keine Gebühren erhoben 
werden dürfen, unterscheidet sich die Höhe der sonstigen Ge-
bühren je nach Mitgliedsland zum Teil erheblich. Ein gerichtliches 
Vorgehen habe sich in einigen Mitgliedsstaaten teilweise als kost-
spielig und zeitaufwändig herausgestellt. In einem nächsten Schritt 
habe die Kommission in einen Dialog mit den Mitgliedsstaaten ein-
zutreten, um eine einheitliche Anwendung des Umweltinformations-
rechts sicherzustellen. 
 
Die gerichtliche Durchsetzung von Informationsansprüchen auf dem 
üblichen Weg eines verwaltungsgerichtlichen Prozesses sei teuer 



und dauere lang, fasste der Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Mecklen-
burg das Hauptproblem für den Informationssuchenden zusammen. 
Entscheidend für die Kostenhöhe sei der Streitwert, dessen Fest-
legung jedoch sehr unterschiedlich gehandhabt werde und damit 
einen Unsicherheitsfaktor für den potenziellen Kläger darstelle. 
Auch bestehe ein enormer Arbeitsaufwand, da vielfach eine Ein-
arbeitung in andere Rechtsgebiete erforderlich sei. Um beispiels-
weise zu verstehen, ob es sich bei Agrarsubventionen um eine 
Umweltinformation handelt, bedarf es einer entsprechenden 
Wirkungsanalyse und somit der Kenntnis der Gemeinsamen Agrar-
politik. Hinsichtlich der Verfahrensdauer sei positiv festzuhalten, 
dass die Rechtsprechung zumindest in Bezug auf termingebundene 
Einwendungen im Planfeststellungsverfahren ein gerichtliches Eil-
verfahren ermögliche. Insgesamt werde die Vorgabe der Aarhus-
Konvention, Verfahren sollten fair, gerecht, zügig und nicht über-
mäßig teuer sein, weder von der Umweltinformationsrichtlinie, noch 
von der deutschen Rechtslage oder gar der behördlichen und ge-
richtlichen Praxis eingehalten. 
 
Von Seiten der informationspflichtigen Stellen bestehe die Tendenz, 
gerichtliche Grundsatzentscheidungen zu Gunsten von Einzelfall-
entscheidungen möglichst zu vermeiden, wenngleich einzu-
schränken sei, dass auch Grundsatzentscheidungen im Ergebnis 
nicht immer mehr Informationsfreiheit bedeuteten. Dr. Mecklenburg 
schilderte zudem eine Reihe von Fällen, in denen Informations-
prozesse durch Erledigung anstatt durch Entscheidung beenden 
würden. So seien beispielsweise Klagen gegenstandslos, sobald 
die in Rede stehenden Informationen trotz vorheriger Ablehnung 
offenbart werden – mit dem Ergebnis, dass die Frage der Fehler-
haftigkeit der Ablehnungsentscheidung unbeantwortet bleibe. Ein 
ähnliches Vorgehen zeige sich bei der jüngsten Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts zur Bekanntgabe der Empfänger von 
Agrarsubventionen: Zwar sei die Revision zurückgewiesen worden, 
die wesentlichen Rechtsfragen, ob es sich nämlich bei den Daten 
um Umweltinformationen handelt und ob ein berechtigtes Geheim-
haltungsinteresse besteht, habe es jedoch nicht entschieden. 
 
Neben Änderungen im Prozessrecht sowie der Vorgabe enger 
Fristen für gerichtliche Entscheidungen empfahl Dr. Mecklenburg 
vor allem gesetzliche Ausnahmekataloge von Dokumenten, die 
stets freizugeben sind, um von vornherein klare Regelungen zu 
schaffen. Auch die Einrichtung entscheidungsbefugter 
„Informationsbeauftragter“ sowie die Sanktionierung von Beamten, 



die missbräuchlich Informationen zurückhalten, könnten Abhilfe 
schaffen. Insgesamt sei festzustellen, dass vor allem die restriktiven 
Informationszugangsgesetze für die Anwendungsprobleme ver-
antwortlich seien. 
 
Prof. Dr. Thomas Schomerus von der Leuphana Universität 
Lüneburg erläuterte, dass den unterschiedlichen Gesetzen, die in 
Deutschland den Zugang zu Informationen regeln, zwar das Trans-
parenzziel gemeinsam sei, ihre Entstehung und Zielrichtung sich 
jedoch ebenso unterscheide wie die im Einzelnen vorgesehenen 
Rechtsfolgen: Während das allgemeine Informationsfreiheitsgesetz 
(IFG) bezwecke, den Grundsatz der Aktenöffentlichkeit zu verwirk-
lichen und das Demokratieprinzip zu fördern, richte sich das völker- 
und europarechtliche begründete Umweltinformationsgesetz (UIG) 
auf die Verbesserung des Umweltschutzes und verfolge das Ver-
braucherinformationsgesetz (VIG) nach diversen Lebensmittel-
skandalen vor allem verbraucherrechtliche Ziele. Alle drei Gesetze 
unterlägen der Zuständigkeit unterschiedlicher Fachressorts in der 
Bundesregierung; zudem bestehe eine Zersplitterung in Landes- 
und Bundesgesetze. 
 
Im Gegensatz zum IFG und VIG gelte das UIG auch gegenüber 
privaten Stellen, soweit sie öffentliche Aufgaben mit möglichen 
Umweltauswirkungen wahrnehmen. Noch fehle allerdings eine ge-
richtliche Klärung, welche privaten Stellen im Einzelnen dem An-
wendungsbereich des Gesetzes unterfallen. Überschneidungen 
hinsichtlich der von den Gesetzen erfassten Informationen könne es 
zwischen dem UIG und dem VIG im Hinblick auf die umwelt-
bezogene Kontamination der Lebensmittelkette geben. Erhebliche 
Unterschiede bestünden sowohl bei den Kosten als auch bei den 
Ausnahmetatbeständen: Nach dem UIG seien die Einsichtnahme 
vor Ort sowie mündliche und einfache schriftliche Auskünfte kosten-
frei, das IFG sehe dies nur für einfache Auskünfte vor und das VIG 
belege einfache Auskünfte im Regelfall mit einer Gebühr von bis zu 
25 Euro. Das IFG enthalte im Unterschied zum UIG keine 
Regelungen zur Abwägung zwischen dem öffentlichen Interesse an 
der Herausgabe und dem Geheimhaltungsinteresse, sondern 
schließe den Zugang bei Vorliegen von öffentlichen Geheim-
haltungsbelangen oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen kate-
gorisch aus. Allerdings seien dort Abwägungen bei Vorliegen von 



personenbezogenen Daten oder Urheberrechten erforderlich. 
Insgesamt enthalte das UIG zwar die vergleichsweise zugangs-
freundlichsten Regelungen, sehe aber, anders als das IFG, für den 
Antragsteller nicht die Möglichkeit vor, den Bundesbeauftragten für 
die Informationsfreiheit anzurufen.  
 
In der Praxis werde das Informationszugangsrecht noch zu wenig 
unterstützt, beispielsweise fehlten in den Internetangeboten vieler 
informationspflichtiger Stellen Handlungsanleitungen zur Nutzung 
dieses Rechts. Vor dem Hintergrund der wesentlich konsistenteren 
Regelung des Informationsfreiheitsrechts im Vereinigten Königreich 
von Großbritannien und Nordirland fordert Prof. Dr. Thomas 
Schomerus zudem, der Rechtszersplitterung mit der Schaffung 
eines einheitlichen Informationsgesetzbuches entgegenzuwirken 
und dem Beauftragten für Informationsfreiheit entsprechend um-
fassende Zuständigkeit einzuräumen. 
 
Mit Verspätung hat die Bundesrepublik Deutschland wenige Tage 
vor dem Internationalen Symposium als letzter Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union die Empfänger von Agrarsubventionen ver-
öffentlicht. Vor diesem Hintergrund beschreibt Dr. Manfred 
Redelfs, Leiter der Rechercheabteilung von Greenpeace e. V., 
welche Möglichkeiten Journalisten und nichtstaatliche 
Organisationen (NGOs) haben, das Umweltinformationsrecht zu 
nutzen. Die Öffentlichkeit zu erreichen, sei nur möglich, wenn 
konkrete Beispiele genannt werden können, um Diskussion zuzu-
spitzen. Dass vor allem große landwirtschaftliche Betriebe von den 
Agrarsubventionen profitieren, habe man zwar schon vor deren 
Veröffentlichung gewusst, aber eben nur abstrakt. Um zu erfahren, 
welche konkreten Empfänger Agrarexportsubventionen erhielten, 
habe Greenpeace im Jahre 2006 den Informationszugang bei der 
zuständigen Zollbehörde beantragt. Das Verwaltungsgericht, das 
davon ausgegangen sei, dass es sich dabei um Umwelt-
informationen handelt, habe für die Offenlegung und gegen die 
Argumentation der Behörde entschieden, die Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse gemacht habe. Vor wenigen Wochen habe das 
Oberverwaltungsgericht in dem von der Zollverwaltung an-
gestrengten Berufungsverfahren zwar entschieden, dass die 
Informationen sowohl auf der Grundlage des Informationsfreiheits-
gesetzes als auch des Umweltinformationsgesetzes herauszugeben 



seien, somit aber offen gelassen, ob es sich bei den Agrarexport-
subventionen um Umweltinformationen handelt. 
 
Die erst aufgrund der Beantragung eines Zwangsgeldes gegen die 
Behörde gewährte Akteneinsicht habe beispielsweise zu Tage ge-
bracht, dass eine Fluglinie Agrarsubventionen erhält, weil sie land-
wirtschaftliche Erzeugnisse in Form von Imbissen für die Fluggäste 
über die Außengrenzen der Europäischen Union fliege. Außerdem 
könnten mit Unterstützung durch die Exportförderung in Latein-
amerika deutsche Milchprodukte günstiger als lokal hergestellte 
Produkte verkauft werden und so die Entwicklung dieser Länder 
nachhaltig schädigen. Andere Fördermittel seien auch für die Ver-
fütterung des subventionierten Rübenzuckers an Bakterien in Klär-
werken sowie an Energieunternehmen für die Rekultivierung von 
Braunkohlegebieten geflossen. 
 
Welche Auswirkungen die in den einzelnen Mitgliedsstaaten zu-
nächst sehr unterschiedliche Veröffentlichungspraxis auf die 
öffentliche Debatte haben könne, zeige das Beispiel Groß-
britanniens. Dort sei auf der Grundlage einer weit gehenden 
Fördermitteltransparenz intensiv diskutiert worden, ob die hohen 
Subventionen für den Fürst von Wales angemessen seien, während 
Deutschland sich noch lange gegen eine Veröffentlichung gesperrt 
habe. 
 
Insgesamt zeige sich, dass Behörden dazu neigten, ihren Er-
messensspielraum in Fällen, in denen Dritte betroffen sind, lieber zu 
Ungunsten der Antragsteller nutzen, um die letztendliche Ent-
scheidung auf die Gerichte zu verlagern. Dies gelte umso mehr, je 
größer die politische Brisanz einer solchen Entscheidung ist. Die 
Verfahren würden dadurch enorm in die Länge gezogen. Aufgabe 
nicht staatlicher Organisationen sei es daher, mit strategischen 
Musterprozessen zur Weiterentwicklung sowohl der Verwaltungs-
kultur als auch des Informationszugangsrechts beizutragen. 
 
Michael Zschiesche, Leiter des Fachgebiets Partizipation und 
Umweltrecht beim Unabhängigen Institut für Umweltfragen e. V. 
(UfU), wies zu Beginn seiner Präsentation darauf hin, dass in der 
Praxis nur ein Teil der Anfragen nach Umweltinformationen – in der 
Regel die strittigen Fälle –überhaupt einen expliziten Bezug zum 



Umweltinformationsrecht aufweise. Wie in diesen Fällen mit 
Informationsbegehren umgegangen wird, sei Gegenstand einer 
empirischen Studie des Instituts, die auf dem Internationalen 
Symposium erstmals vorgestellt werde: 33 verschiedene Anträge 
auf Umweltinformationen seien zu diesem Zweck an insgesamt 178 
informationspflichtige Stellen im gesamten Bundesgebiet versandt 
worden. Ein Teil davon sei als Bürgeranfragen von Privatpersonen, 
ein anderer Teil von erkennbaren Sachverständigen gestellt 
worden. Man habe neben „klassischen“ Behörden auch bundes-
eigene Unternehmen sowie Unternehmen, die mehrheitlich vom 
Bund kontrolliert werden, angeschrieben. 
 
In 60 % der Fälle hätten die angefragten Stellen unmittelbar inhalt-
lich geantwortet, in den übrigen Fällen entweder gar nicht reagiert 
oder Anträge weitergeleitet bzw. auf die zuständige Stelle ver-
wiesen. Betrachtet man die Qualität der Antworten, reduziere sich 
der Anteil der tatsächlich inhaltlich beantworteten Anfragen auf 
40 % der Gesamtheit – ein ernüchterndes Ergebnis, das den Ver-
besserungsbedarf in der Praxis des Umweltinformationszugangs 
belege.  
 
Bei der Bearbeitung spielten auch psychologische Aspekte eine 
große Rolle. So habe sich die Tendenz gezeigt, dass die Motivation, 
eine Anfrage zu beantworten, zunimmt, je bekannter der Antrag-
steller ist. Mitglieder eines Umweltverbandes erhielten beispiels-
weise eher Auskunft, als unbekannte Bürger, denen die infor-
mationspflichtigen Stellen möglicherweise den Gang vor Gericht 
nicht zutrauten. Auch der Verweis auf vorhandene Internetseiten 
beantworte in vielen Fällen die Anfrage nicht und stelle wohl eher 
eine bewusste Umgehungsstrategie dar. Während die weit gehende 
Einhaltung der Bearbeitungsfristen positiv zu verbuchen ist, zeigten 
viele Behörden durch mangelnde Unterstützung und fehlende 
Rechtsbehelfsbelehrungen nur geringe Bürgerfreundlichkeit. Private 
Stellen würden häufig keine Rechtspflicht anerkennen, das Umwelt-
informationsgesetz gegen sich gelten zu lassen und beriefen sich 
dabei – im Gegensatz zur gesetzlichen Vorgabe – auf ihre privat-
rechtliche Organisationsform.  
 
Um den Umweltinformationszugang künftig wirksamer zu gestalten, 
empfiehlt Michael Zschiesche, Behördenmitarbeiter intensiver fort-



zubilden, die Gebührenhöhe zu begrenzen und die Nicht-
beantwortung von Anfragen stärker zu sanktionieren. Auch sei es 
sinnvoll, so viele Umweltinformationen wie möglich in aufbereiteter 
Form im Internet zu veröffentlichen und im Hinblick auf die Gesetz-
gebung zu einer Einheitlichkeit des Umweltinformationsrechts in 
Bund und Ländern zurückzukehren. 
 
Im rumänischen Zentrum für Rechtsfragen befasst sich die Rechts-
anwältin Cătătalina Rădulescu mit dem Zugang zu Umwelt-
informationen und vertritt Informationsansprüche vor Gericht. Sie 
erläuterte zunächst die Rechtslage in Rumänien. Dort werde 
Umweltinformationsrichtlinie lediglich per Regierungsverordnung 
umgesetzt; das allgemeine Informationsfreiheitsgesetz werde auch 
für Anfragen nach Umweltinformationen genutzt. Es sehe eine 
Regelbearbeitungsfrist von fünf Tagen für die Ablehnung und 10 
Tagen für die Zugänglichmachung der beantragten Informationen 
vor. Die Regierungsverordnung enthalte neben den üblichen Aus-
nahmetatbeständen auch solche, deren Umfang interpretations-
bedürftig sei. Der Ausnahmetatbestand „unvernünftige Information“ 
gebe beispielsweise zu viel Raum für einen Missbrauch. Eine ge-
sonderte Verordnung regle zudem den Umgang mit Verschluss-
sachen in unangemessen restriktiver Weise und erkläre selbst das 
Verfahren zur Einstufung von Verschlusssachen zum Geheimnis.  
 
Ein Gericht habe der Umweltbehörde Recht gegeben, die 
argumentierte, die Herausgabe des Antrags auf Genehmigung zur 
Erkundung von Bodenschätzen an das Zentrum für Rechtsfragen 
greife unzulässigerweise in die Schutzrechte des Investors ein. Das 
Vorhaben sei übrigens erst nach Eingreifen der Europäischen 
Kommission gestoppt worden. Dieser Fall zeige, dass der Umfang 
der Schutzrechte für Drittbetroffene klärungsbedürftig sei. In einem 
weiteren Fall habe ein Gericht – entgegen der geltenden Rechts-
lage – keinen Anspruch des Antragstellers gesehen, Informationen 
aus einer strategischen Umweltprüfung für die Planung eines Atom-
kraftwerks auch in englischer Sprache zu erhalten. Gerichte lehnten 
zudem grundsätzlich die Aussonderung schutzbedürftiger 
Informationen zugunsten einer vollständigen Versagung des Zu-
gangs ab. In der Praxis werde die Herausgabe von Kopien von 
Gutachten im Rahmen von Umweltverträglichkeitsprüfungen oder 
strategischen Umweltprüfungen teilweise mit dem Verweis auf das 



Urheberrecht der beauftragten Büros abgelehnt. Ministerielle Ver-
fügungen sähen im Widerspruch zu den Grundsätzen der Aarhus-
Konvention teilweise hohe Gebühren für den Zugang zu Umwelt-
informationen vor. 
 
Die aktive Verbreitung von Umweltinformationen im Internet lasse 
noch sehr zu wünschen übrig. Die wenigsten Webseiten seien leicht 
zugänglich, eingestellte Informationen unzureichend oder veraltet 
und die vorgeschriebenen Veröffentlichungen unterblieben häufig. 
In einem Fall bezeichnete eine Behörde ihren eigenen Tätigkeits-
bericht gar als Dienstgeheimnis. 
 
Jiří Hradec ist Direktor der im Jahre 2005 gegründeten 
Tschechischen Umweltinformationsagentur CENIA. Den Wert von 
Informationen verdeutlichte er anhand des Schicksals der Titanic: 
Noch auf seiner Jungfernfahrt in der Nacht vom 14. auf den 
15. April 1912 sank der Luxusdampfer, nachdem er mehrere 
Warnungen vor Eisbergen ignorierte. Nicht einfach Pech sei die 
Ursache für diese Tragödie gewesen, sondern in erster Linie 
schlechtes Informationsmanagement. 
 
Die Voraussetzung dafür, dass sich Menschen engagieren, sei, 
dass sie über die nötigen Informationen verfügen und wissen, 
welche Möglichkeiten zur Mitgestaltung sie haben. Dies gelte be-
sonders für den Umweltschutz. Für gleichzeitig umfassende, aber 
doch ausreichend konkrete und auch vor Ort nutzbare 
Informationen biete es sich an, die einschlägigen Daten aus 
europäischen Vorhaben zusammenzuführen, beispielsweise aus 
der Globalen Umwelt- und Sicherheitsüberwachung (GMES), der 
Geodateninfrastruktur (INSPIRE) sowie dem Gemeinsamen 
Europäischen Umweltinformationssystem (SEIS). Karten zur 
Schadstoffbelastung beispielsweise, wie sie häufig publiziert 
würden, enthielten zwar häufig ausreichende Informationen, seien 
aber nur für wenige Experten überhaupt lesbar. Einem Grund-
stückseigentümer nutze beispielsweise eine Karte mit lediglich 
regional ausdifferenzierter Radonbelastung wenig; erst wenn er 
wisse, ob sein Grundstück gefährdet ist, welche Gesundheitsrisiken 
ggf. bestehen und was er dagegen tun kann, sei er umfassend 
informiert. CENIA übernehme die Aufbereitung und „Übersetzung“ 
solcher Informationen, so dass sie sowohl für Experten als auch für 



Laien nutzbar sind. Erst, wenn Zahlen in einen Zusammenhang ge-
stellt werden, könne die Umweltsituation realistisch abgebildet 
werden. Ihr gehe es auch darum, in verständlicher Weise über 
gesetzliche Vorgaben zu informieren. Wer sich im Umweltschutz 
engagieren will, muss wissen, welche staatlichen Maßnahmen zu-
lässig sind, welche Standards Anlagenbetreiber einzuhalten haben, 
aber auch, welche Rechte ihm selbst zustehen. Die Agentur be-
greife sich in diesem Sinne als Makler für Umweltinformationen. Ein 
„helpdesk“ werde von CENIA für diese Aufgabe entwickelt. 
 
Gerade für die neuen Mitgliedsstaaten gelte es, das lange vor-
herrschende Prinzip, dass jeder, der Fragen stellt, von der Gemein-
schaft ausgeschlossen wird, umzukehren. Erst informierte 
Individuen, die wissen, was sich in ihrem Lebensumfeld ereignet 
und wie sie sich einsetzen können, würden sich engagieren. Dieses 
Potenzial zu aktivieren, sei das wichtigste Ziel einer proaktiven 
Umweltpolitik.  
 
Dr. Jerzy Jendrośka, Inhaber des Lehrstuhls für Europarecht an 
der Universität Oppeln (Opole), erläuterte die aktuelle rechtliche 
Situation des Informationszugangs in Polen. Bereits die Verfassung 
von 1997 hebe das Recht auf Informationszugang hervor. Der Zu-
gang zu allgemeinen Informationen sei dort zusammen mit den 
Bürgerrechten verankert, der Umweltinformationszugang stehe im 
Kapitel der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte. Infolge 
einer höchstrichterlichen Rechtsprechung und der darin vertretenen 
Ansicht, die verfassungsrechtliche Verankerung allein regele die 
Thematik nicht ausreichend, sei das Informationszugangsgesetz 
entstanden, um den Verfassungsanspruch zu konkretisieren (DIP – 
Ustawa o dostępie do informacji publicznej). Das Recht auf Zugang 
zu Umweltinformationen habe das in der Vorgängerverfassung vor-
gesehene, aber in der Praxis nicht durchsetzbare Recht auf eine 
saubere Umwelt ersetzen sollen. Es werde durch das an die 
Aarhus-Konvention angelehnte Umweltinformationsgesetz (OOS – 
Ustawa o udostępnianiu informacji o środowisku i jego ochronie, 
udziale społeczeństwa w ochronie środowiska oraz o ocenach 
oddziaływania na środowisko) konkretisiert. Beide Gesetze 
stammten aus dem Jahre 2001, das Umweltinformationsgesetz sei 
zunächst Teil eines Umweltgesetzbuchs gewesen, im vergangenen 
Jahr jedoch wieder herausgenommen worden. Zwar gehe das 



Umweltinformationsgesetz dem allgemeinen Informationszugangs-
gesetz vor, allerdings komme das allgemeine Gesetz immer dann 
zum Tragen, wenn speziellere Gesetze keine Regelung treffen. 
 
Im Wesentlichen erlaube das allgemeine Informationszugangs-
gesetz eine größere Transparenz als das Umweltinformations-
gesetz. Während letzteres den Begriff der „Umweltinformationen“ 
entsprechend der Richtlinie definiere, enthalte das allgemeine 
Informationszugangsgesetz nur eine sehr allgemeine Definition, die 
aber durch eine ausführliche – aber nicht abschließende – Auf-
listung von Kategorien öffentlicher Informationen ergänzt werde. 
Das allgemeine Informationszugangsgesetz erstrecke sich auch auf 
öffentliche Unternehmen, Gerichte, Berufsorganisationen oder Ge-
werkschaften und gelte daher immer dann, wenn öffentliche Gelder 
ausgegeben werden und eine öffentliche Kontrolle stattfindet. Es 
eröffne sogar den Zugang zu Gremiensitzungen. Die Regel-
bearbeitungsfrist betrage vierzehn Tage; im Umweltinformations-
gesetz sei die Frist doppelt so lang. Während das allgemeine 
Gesetz einen im Prinzip kostenfreien Informationszugang vorsieht, 
bestünde für den Zugang zu Umweltinformationen eine Kosten-
ordnung, die jedoch den Vorgaben der Aarhus-Konvention und der 
Umweltinformationsrichtlinie entspreche. In seinen Ausnahmetat-
beständen beziehe sich das allgemeine Informationszugangsgesetz 
auf die Geheimhaltungsvorschriften anderer Gesetze; das Umwelt-
informationsgesetz lehne sich an die supranationalen Vorgaben an. 
 
Während das Umweltinformationsgesetz den Zugangsantrag in den 
Mittelpunkt stelle, sehe das allgemeine Informationszugangsgesetz 
als Regelfall die aktive Verbreitung von Informationen über das 
Internet vor. Hierfür bestehe das „Informationsbulletin“, ein 
standardisiertes, landesweites System von Webseiten. Noch sei 
dieser eher ein Ziel als Realität, so dass in der Zwischenzeit der 
Informationszugang durch die Auslage von Informationen in den 
Behörden oder auf dem Antragsweg gewährleistet werde. 
 
Rechtsmittel könnten entweder bei Zivil- oder Verwaltungsgerichten 
eingelegt werden. Letztere hätten für den Kläger wesentliche Vor-
teile, beispielsweise bestehe kein Prozesskostenrisiko und die 
Erledigungsfrist betrage lediglich 30 Tage. In Fällen, in denen 
personenbezogene Daten oder Betriebs- und Geschäftsgeheim-



nisse betroffen sind, sind jedoch ausschließlich die Zivilgerichte zu-
ständig. Neben dem Rechtsweg seien Verstöße gegen das all-
gemeine Informationszugangsgesetz zudem mit Gefängnisstrafen 
bis zu einem Jahr bewährt, auch wenn davon bislang noch nicht 
Gebrauch gemacht worden sei. 
 
Schwierigkeiten in der Praxis des Informationszugangs lägen vor 
allem in Fragen des Urheberrechts, in der restriktiven Handhabung 
des Ausnahmetatbestands zum Schutz von Belangen der Landes-
verteidigung sowie in der Unsicherheit, wann eine beantragte 
Information vorhanden bzw. neu zu erstellen ist.  
 
Das Landwirtschafts- und Umweltinformationssystem Brandenburg 
(LUIS-BB) habe, so Udo Sittig, Referent für „GIS und Fachdaten-
management“ im Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, als rein internes 
Informationssystem für die Beschäftigten der Umweltverwaltung be-
gonnen. Bei der Öffnung des Systems für die Allgemeinheit sei es in 
der Anfangsphase schwierig gewesen, die Datenherren davon zu 
überzeugen, „ihre“ Daten herauszugeben. In der Zwischenzeit 
werde dies aber sogar als positive Möglichkeit erkannt, die ge-
leistete eigene Arbeit darzustellen. Später seien ressortbedingt 
noch die Aufgaben „Landwirtschaft“ und „Verbraucherschutz“ hinzu-
gekommen – jeweils zuvor eigenständige Systeme mussten 
integriert und spezielle Veröffentlichungspflichten berücksichtigt 
werden.  
 
LUIS-BB sei eine internetgestützte Plattform zur Erfüllung der 
Informationspflichten, aber auch der Informationsansprüche, die 
darüber hinaus von unterschiedlichen Seiten – nicht zuletzt aus der 
Verwaltung selbst – bestünden. Verwaltungsintern hat LUIS-BB das 
Ziel, Führungsebenen mit aufbereiteten Informationen zu versorgen, 
Verwaltungsabläufe durch verlässliche und einheitliche Daten zu 
beschleunigen und den Datenaustausch zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen zu verbessern. Auch das Ziel, den Aufwand für die 
Bearbeitung von Anfragen dadurch zu verringern, dass die ent-
sprechenden Informationen von vornherein über LUIS-BB bereit-
stellt werden, spiele eine Rolle. Die Anforderungen der EU und des 
Bundes hinsichtlich der Bereitstellung und Vernetzung von Daten 
würden immer umfangreicher. An dieser Stelle seien allerdings 



noch technische und organisatorische Fragen zu klären, um den 
Datenaustausch sicherzustellen.  
 
Das System sei eingebettet in das landeseigene Content-
Management-System, auf dem die Webseiten basierten. Die Bereit-
stellung der Daten erfolge in unterschiedlichen Formaten – je nach-
dem um welche Zielgruppe es sich handelt. Auch würden Meta-
daten bereitgestellt, um das Auffinden von Informationen zu er-
leichtern. Die Daten lägen nach fachlichen Themen geordnet vor 
und umfassten auch Informationen aus nachgeordneten Behörden. 
Von großer Bedeutung für die Öffentlichkeit sei, dass gerade 
aktuelle Daten in zunehmendem Maße über LUIS-BB veröffentlicht 
würden. Beispiele für Datenkategorien seien die Bodenbeschaffen-
heit, Waldbrandwarnstufen oder Wasserstände (z. B. Elbe, Oder). 
Letzteres sei im Hinblick auf das Notfallmanagement (Hochwasser) 
sowohl für Fachleute als auch z. B. für Anwohner hochwasser-
gefährdeter Gebiete von großem Interesse. Der Austausch der 
Daten mit der Republik Polen oder der Tschechischen Republik 
funktioniere hier gut. Die Anforderungen der Öffentlichkeit auf dem 
Gebiet der Geodaten nähmen ständig zu. 
 
Bei LUIS-BB haben man die Erfahrung gemacht, dass von Seiten 
der Bürger der bestehende Informationsanspruch nicht als Druck-
mittel gegenüber der Verwaltung, sondern vielmehr als Service ver-
standen würde. Steigende Zugriffszahlen belegten dies.  
 
PortalU – das Umweltportal Deutschland – werde auf der Grundlage 
einer Bund-Länder-Verwaltungsvereinbarung finanziert und be-
trieben, erläuterte Dr. Martin Klenke von der geschäftsführenden 
Koordinierungsstelle der Plattform, die an das Niedersächsische 
Ministerium für Umwelt und Klimaschutz angegliedert sei. PortalU 
setze zwei frühere Projekte fort: Der Umweltdatenkatalog UDK (ein 
Metadatenkatalog, der 1992 aus einem Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben beim niedersächsischen Umweltministerium 
durchgeführt worden sei), der von zahlreichen Landesverwaltungen 
gespeist werde und GEIN (German Environmental Information Net-
work), ein zur Expo2000 eingerichtetes Portal des Bundesumwelt-
amtes. Beide Funktionen – Metadatenkatalog und Portalfunktion – 
ergänzten sich in der Plattform PortalU. Derzeit liefen Pilotprojekte 
mit dem Ziel, auch kommunale Daten bereitzustellen. 



 
 
Seine rechtliche Entsprechung finde PortalU in der Umwelt-
informationsrichtlinie und dem Informationsfreiheitsrecht, in der 
INSPIRE-Richtlinie (Geodateninfrastruktur in der Europäischen 
Gemeinschaft) sowie in der PSI-Richtlinie (Richtlinie über die 
Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors). Es 
setze die im Umweltinformationsgesetz enthaltene Verpflichtung zur 
aktiven Unterrichtung der Öffentlichkeit um. Dort heiße es, diese 
habe unter Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel, mit 
Hilfe leicht zugänglicher Formate und ggf. unter Verwendung von 
Verweisen auf bestehende Internetseiten zu erfolgen. Anfragen, die 
an das Portal gerichtet werden, würden an die zuständigen Fach-
behörden weitergeleitet und von dort beantwortet. Weder die An-
fragen, noch die Bearbeitung bezögen sich in der Regel ausdrück-
lich auf das Umweltinformationsgesetz – dennoch erfolge die Be-
antwortung zur Zufriedenheit der Anfragenden. 
 
Kernfunktion von PortalU sei eine umfangreiche und erweiterbare 
Suchfunktion, die sowohl Spezialisten als auch Laien die Recherche 
unter verschiedenen Aspekten (Stichworte, Thesaurus, Quelle, 
Raumbezug, Ereignis, Hierarchie von Metadaten etc.) ermögliche. 
Derzeit stehe in der Praxis aber noch die Nutzung durch Fach-
anwender im Vordergrund. Ziel sei es, den Nutzerkreis zu erweitern 
und künftig die Rolle eines One-Stop-Portals einzunehmen. 
 
Auch wenn die INSPIRE-Richtlinie eher an die Verwaltungen als an 
die Bürger gerichtet sei, seien die technischen Festlegungen, die im 
Rahmen ihrer Umsetzung zum Zweck des Datenaustauschs 
erfolgen, im Ergebnis für die Information der Allgemeinheit mög-
licherweise wichtiger, als die individuelle Antragstellung auf der 
Grundlage entsprechender Gesetze. Dezentrale Dienste aus den 
Mitgliedsstaaten würden hier zentral gebündelt. Ziel sei es, vor-
handene Daten nutzbar und vergleichbar zu machen. Die 
Harmonisierung der Daten sei in vielerlei Hinsicht die größte 
Herausforderung: Zunächst bedürfe es europaweit des gleichen 
semantischen Verständnisses für die Daten. Datenmodelle, die ge-
währleisten sollen, dass die Informationen in technischer Hinsicht 
überhaupt zueinander passen, würden derzeit entworfen. Von ihrer 
Umsetzung hänge der Erfolg von INSPIRE wesentlich ab, daher sei 



die Diskussion gegenwärtig noch recht techniklastig. Die eigent-
lichen Fachanwender, um deren Daten es gehe, seien noch nicht 
umfangreich involviert. Auch seien hier – im Spannungsfeld 
zwischen zentralen und dezentralen Stellen – noch organisatorische 
Herausforderungen zu meistern. Umweltrelevante INSPIRE-Daten 
sollten künftig über PortalU erschlossen werden können. Die 
Realisierung neuer europäischer Projekte wie SEIS (Shared 
Environmental Information System) oder SISE (Single Information 
Space in Europe) sei daher noch nicht aktuell. 




